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Keine Studenten im Schlichtungsausschuß 
Trotz "erheblicher Bedenken gegen die vom Hessischen Kultus
minister erlassene Hausordnung" wählte der Konvent der Uni
versität Frankfurt in seiner Sitzung am 24. April im Stadtverord
netensitzungssaal im Römer den Schlichtungsausschuß. Dieses 
Gremium soll entsprechend der Hausordnung aus je zwei Mit
gliedern der im Konvent vertretenen Gruppen (Professoren, Do
zenten, Wissenschaftliche Bedienstete, Sonstige Bedienstete und 
Studenten) bestehen. Vberraschenderweise benannte keine Liste 
der Studenten einen Kandidaten, so daß nur acht Mitglieder in 

, den Ausschuß gewählt ' werden konnten. Der Konvent beschloß 
, deshalb eine. Ergänzung zur Hausordnung, die allerdings noch der 
, Genehmigung des Kultusministers bedarf. ' 

Wegen der störungen der ver
gangenen Konventssitzungen 
im Wintersemester fand die 

, Wahl hinter verschlossenen 
Türen unter Polizeischutz au
ßerhalb der Universität statt 
(s. letzte Nummer des "Uni-

' Report"). Die "Demokratische 
Opposition" beteiligte sich 
nicht an der Wahl, sondern an 
einer zum gleichen Zeitpunkt 

,abgehaltenen Kundgebung vor 
.dem Rathaus. Die Gründe da
für trug Prof. Schnädelbach in 
,einer Grundsatzerklärung dem 
Konvent vor. Auch das Akti
bnskomitee , .. Dem0kratischer 
,Student~n/Sozial1iberaler ' 
,Hochschulbund (?ds), das bis
lang meistens die Position der 
"Men,rheiiskoali tion" einnahm, 
prot.estiette zusa,mmen mit den 

,Gegnern 'der Hausordnung vor 
'dem Rötner, r1a'Chdelil sein Plä
'doyer für eine öffentliche Sit
zung erfolglos blieb. Doch auch 

:nach ,dem Auszug des 'ads war 
' der 'K6livent - wenn auch 

knapp'- beschlußf·ähig. 
Aus der Gruppe der Studenten 
-beteiligten sich, lediglich die 
Vertreter des Ringes Demokra
,tischer Studenten (ReDS) an 
der Sitzung. Jedoch nominier
ten auch sie keine Kandidaten 
für den Schlichtungsausschuß, 
da nach ihrer '~- Änsicht , das 
Hausordnungsrecht zum einen 
ein Sonderrecht für Studenten 
darstellt und turn anderen 

'überflüssig ist. Die geltenden 
strafrech tlichen, zivilrech tli
chen und anstaltsrechtlichen 
Möglichkeiten reichten aus, um 
gegen Störer 'an der Hochschu
le vorzugehen. 

Einem weiteren Oldroi 
entgehen 
Die "Mehrheitsfrq.ktion" ent
schloß sich zur Wahl des 
Schlichtungsausschu~ses, ob
wohl es ihr schwer fiel. Der 
Grund dafür ergibt sich aus ei
nem mehrheitlich angenomme
nen Antrag der NIK-Fraktion 
mit folgendem Wortlaut: 
"Der Konvent hat erhebliche 
Bedenken gegen die vom Hes
sischen Kultusminister erlas
sene Hausordnung. Er wendet 
sich mit Entschiedenheit gegen 
den Oktroi und kritisiert auch 
die inhaltlichen Schwächen 
de.r aufgezwungenen Regelung. 
Nur um dem angedrohten wei
teren Oktroi, der kommissari-
schen Einsetzung eines 
Schlichtungs ausschusses, zu 
entgehen, ist der Konvent be
reit, einen Schlichtungsaus
schuß zu wählen." 
Dieser "weitere Oktroi" ist in 
der Hausordnung verankert 
für den Fall, daß der Konvent 
keinen Schlichtungsausschuß 
wählt. Dann würde ein Dreier
gremium, beste1;lend aus dem 
Dekan des Fachbereichs 
Rechtswissenschaften, dem 

Kanzler und dem Präsidenten 
des Studentenparlaments, vom 
Kultusminister als Schlich
tungsausschuß eingesetzt. 
Als Mitglieder des Schlich
tungsausschusses wählte der 
Konvent die Professoren Nauk
ke und Kornblum, die Dozen
ten Enzensberger und HOEmig, 
die Wissenschaftlicheri Mitar-
beiter Weitzel und Ewert und 
die Sonstigen Mitarbeiter 
,Grossler und Bleul. Zu deren 
Stellvertreter wurden im zwei':' 

,ten Wahlgang gewählt die Pro
,fessoren Meriens und Sellert, 
,die , Dozenten -Rebentisch "und 
Schmitt-Thomas, die Wissen
schaftlichenMitarpeitE~r Dietz 
und Volkmer und die Sonsti
'gen Mitarbeiter _ Meides und 
Tessner. : : .. 

.pa in ,der vom Kultusminister 
erlas.senen ,Hausordnung keine 
"Regelung vorg~s~4en ist für 
den ' schon vorliE;!genden Fall, 
'daß für eine Gruppe keine Mit
glie,der gewählt werden oder 
gewählt werden können, be-

. schloß der Konvent folgende 
Ergänzung: 
"Kommt bei einer oder mehre
ren Gruppen eine Wahl nicht 
zustande, weil z. B. bis zum 
Zeitpunkt der Wahl eine Vor
schlagsliste nicht aufgestellt 

, wurde, ,so werden folgende 
Personen aus der Gruppe, de
ren Vorschlagsliste fehlt, Mit
glieder des Ausschusses für die 
jeweilige Dauer ihrer Amtszeit 
bzw. Funktionsausübung 
- aus der Gruppe der Profes
soren der Dekan Und der PI:O~ 
dekan des Fachbereichs 
Rechtswissenschaften, 
- aus der Gruppe der Stuqen
ten -der Präsident des Studen
tenparlaments und ger Rechts-,. 
referent des AStA, 
- aus den übrigen Gruppen 
die Sprecher der beiden nach 
den Stimmenanteilen stärksten 
im Konvent vertretenen Li
sten. 
Das Recht des Konvents zur 
späteren ordentlichen Wahl 
bleibt unberührt. Die Amtszeit 
der nachgewählten Mitglieder 
endet mit der der ursprünglich, 
gewählten. " 
Als weitere Ergänzung be
schloß der Konvent: 
"Verweigert ein nach diesem 
Absatz bestelltes Mitglied sei
ne Arbeit im Schlichtungsaus
schuß, so nehmen die vorhan
denen Mitglieder die Aufgaben 
des Ausschusses wahr." 
Ferner folgte der Konvent ei
ner Anregung des Präsidenten, 
und forderte in einem Be
schluß, den Schlichtungsaus
schuß von zehn auf fünf Mit
glieder zu verkleinern. Ob und 
in welchem Umfang der Kul
tusminister den Beschlüssen 
des Konvents folgen und die 
Hausordnung entsprechend 
ändern, bzw. ergänzen wird, 
steh t noch offen. 

Jlund 1500 Studenten der Universität Frankfurt demonstrierten gegen ' das neue Hausordnungs
recht. Es war die erste Demonstration nach den Ausschreitungen bei der Häuse,rräumung im 
Feb~uar. Sie führte nicht ~ie übl!c~ über die G oe.th~t~~ß~ ul:!d ~ie Zeil sonde~ wurde durch 

' we~Jger ' b~(ab.rene Str'a~en 'z~m ,Röm.erberg ' gelenkt. ' fiie -:':Dei):tonsträtion vefiief-_ qh~e' '':,w!s~hen
-fälle. Foto: ~eisig 

Gegen die Harisordnung : 

Auf der Abschlußkundgebung 
wandten sich Sprecher des 
AStA, der Demokratischen Op
position im Konvent (Bild: 
Dozent Dr. Günter Böge) so
wie des ads, der Jungdemo
kraten und der GEW gegen 
das Hausordnungsrecht. 

Foto: Heisig 

Rund 1500 Studenten demonstrierten am Tage der Konventssit
zung gegen die Hausordnung des 'Kultusministers und gegen die 
Wahl -des Schlichtungsausschusses in - geschlossener Sitzung -im 
Rathaus. Auf einer Abschluß,kundgebung vor dem -nömer kriti
sierten versChiedene Sprecher' des AstA,' der ;,Demokratischen 
Opposition" im Konvent, des Aktionskomitees ' Demokratischer 
Studenten (ads), der Jungdemokraten, deli Gewerkschaft Erzie
hung und Wissenschaft diese Maßnahnlen als schwerwiege.nden 
Eingriff in die Rechte der Studentenschaft~ _ 

-, Die Listen der ' "Demokrati
sehen Opposition" im Konvent 
h~#en eine Erklärung vorbe
reitet, die auf der Sitzung des 
Konvents von Prof. Schnädel
bach und auf der Abschluß
kundgebung von Dozent Boe
ge vorgetragen sowie als Flug
blatt verteilt wurde. Daraus 
die wichtigsten Passagen: 
"Die Demokratische Opposi
tion im Konvent mißbilligt den 
Beschluß des Konventvorstan
des, den Konvent zu einer ge
schlossenen Sitzung in den Rö
tner einzuladen ... Da die De
mokratische Opposition immer 
das Prinzip der Öffentlichkeit 
von Sitzungen vertreten hat, 
sieht sie sich nicht in der Lage, 
an dieser Konventsitzung (au
ßer in der Rolle des Beobach
ters) teilzunehmen. 
Der sogenannte ,Schlichtungs
ausschuß', der gemäß § 5 der 
Hausordnung gewählt werden 
soll, verdient diesen Namen 
nicht, denn durch seine gemäß 
dem vorgeschriebenen Wahl
verfahren zu erwartende Zu
sammensetzung, die der Mehr
heitsfraktion auch in diesem 
Gremium die Mehrheit sichert, 
vermag er echte Schlichtungs
aufgaben nicht zu erfüllen. Er 
entspricht nicht einmal dem 
Aufbau der Gremien, die in 

anderen gesellschaftlichen Be
reichen - etwa der innerbe
trieblichen oder tarifpoÜti
schen Schlicb,tung - analog 
Aufgaben zu erfüllen haben. 
Gerade durch diesen ,Schlich
tungsausschuß' wird deutlich, 
daß das Hausordnungsrecq.t 
kein Schlichtungs recht ist, 
sondern ein inneruniversitäres 
Disziplinarrecht, daß der 
Mehrheitsfraktion zusätzliche 
Machmi ttel für die hochschul
politische Auseinandersetzung 
verschafft. Durch die Stellung- . 
nahmen der Mehrheitsfraktion 
zu den Konflikten im letzten 
Semester, aber auch die ,vor
behaltlose' Identifizierung des 
Präsidenten mit den politii
sehen Zielen der Mehrheits
fraktion (s. Rechenschaftsbe
richt 1972/73, S. 90) ist in kei-

,nem Fall zu erwarten, daß die 
Mehrheit des Schlichtungs aus
schusses politisch in der Lage 
sein wird, eine Hausordnungs
maßnahme des Präsidenten 
rückgägngig zu machen ... 
Es ist zu befürchten, daß jede 
Entscheidung dieses ,Schlich
tungsausschusses' die Konflik
te an unserer Universität zu
sätzlich eskaliert und ein Kli
ma schafft, das gewaltsame 
Äuseinandersetzungen fördert. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Stlldt- a. UnlV.-11fII. 
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Gegen die 
Hausordnung 
(Fortsetzung von Seite 1) 
Jeder auch nur zweifelhafte 
Fall von Hausordnungsverstö
ßen, auf den 'Präsident und 
Schlichtungsausschuß mit 
Hausordnungsmaßnahmen 
reagi~ren, aber schafft Märty
rer und damit falsche Persona
lisierung hochschulpolitischer 
Probleme. 
Die Alternative zur Politik des 
Ordnungsrechts ist eine konse
quente Reformpolitik . .. Die 
Universität braucht zur Lö
sung der Konflikte, die im 
Zuge der Reformen, vor allem 
aber durch. die Politik der or
ganisierten Gegenreform un
vermeidlich sein dürften, ein 

Gießen: Jlauso~dnungs
erlaß abgelehnt 
Der Konvent der Universität 
Gießen hat am 25. April über
einstimmend einen Hausord
nungserlaß des hessischen 
Kultusministeriums abgelehnt. 
In dem Erlaß war der Konvent 
aufgefordert worden, den Ent
wurf einer Hausordnung für 
die' Universität zu bestätigen. 
Die Zurückweisung des mini
steriellen Ha usordn ungsen t
wurfs wurde vom Konvent da
mit begründet, daß die im Sat
zungsentwurf der Hochschule 
enthaltenen Regelungen aus
reichend seien und die Haus
ordnung des Kultusministers 
nur neue Spannungen inner
halb der Universität auslösen 
würde. Gießens Universitäts
präsident, Prof. Dr. Paul Meim
berg, der sich für ein Ordnungs
recht aussprach, nannte die vor
gesehene Regelung des Kultus
ministers unpraktikabel. Damit 
werde der Eindruck erweckt, 
die Universitäten hätten geeig
nete Mittel erhalten, um _mit 
den Schwierigkeiten fertig zu 
werden, für die die Politiker 
verantwortlich zeichnen müß
ten. 

echtes Schlichtungsinstrumen
tarium. Die Erfahrung zeigt, 
daß Auseinandersetzungen in
nerhalb der Universität gerade 
dann nicht mehr beigelegt 
werden können, wenn sie auf 
die juristische Ebene verlagert 
werden." 
In :Erwiderung auf diese Erklä
rung warf Präsident Kantzen
bach der "Demokratischen Op
position", insbesondere den ihr 
angehörenden Hochschulleh
rern, vor, sie hätten seine ur
sprüngliche Integrationspolitik 
nicht akzeptiert. Deshalb sei es 
selbstverständlich, daß er sich 
als Präsident auf die Mehrheit 
in den Gremien stützen müsse. 
Es sei ihm unverständlich, wie 
die "Demokratische Opposi
tion" nach zwei verlorenen 

, Wahlen ständig darüber klage, 
in den Gremien die Minderheit 
zu haben. Kantzenbach forder
te seine Gegner auf, sich, end
lich an den demokratischen 
Prozessen zu beteiligen: "Re
den Sie nicht immer von De
mokratie, praktizieren Sie De
mokratie! Reden Sie nicht im
mer von Reform, praktizieren 
Sie die Reform!" 
Zum Vorwurf, die "Mehrheits
koalition" versuche die Kon
flikte in der Universität 
Frankfurt auf juristischer 
Ebene zu lösen, meinte der 
Präsident, die "Demokratische 
Opposition" solle den Blick 
nicht vor der Realität ver
schließen und nicht verkennen, 
daß die Konflikte der letzten 
Zeit in Rechtsbrüchen bestän
den. Für die Studenten müsse 
es ebenso wie für andere 
Gruppen der Universität diszi
plinarische Möglichkeiten ge
ben. Deshalb sei das Hausord
nungsrecht keine Diskriminie
rung der Studenten, sondern 
der Abbau eines Privilegs. Wie 
in anderen Bundesländern 
auch müsSe der Präsident die 
Möglichkeit haben, Studenten 
für eine befristete Zeit von der 
Universität auszuschließen. 

UNI-REPORT 

Die Demonstration gegen die vom KuItusminister oktroyierte Hausordnung endete auf dem Römer
berg, wo die Abschlußkundgebung stattfand. Gleichzeitig tagte im Römer der Konvent der Uni
versität unter Ausschluß der Öffentlichkeit und wählte den Schlichtungsausschuß. Foto: Heisig 

Donnerstag, 9. Mai, 14 Uhr c. t., 
Sitzungszimmer des Verwal
tungsgebäudes des Klinikums: 
10. Sitzung des Fachbereichs
rates Humanmedizin. 
Donnerstag, 9. Mai, 20 Uhr c. t., 
Institut _ für Musikerziehung, 
Sophienstraße 1-3, Raum 6: 
"Psychologische Aspekte der 
Musikalität". Vortrag von Dr. 
K. E. Behne (Bielefeld) in der 
Reihe "Probleme der Musiker
ziehung". 
Montag, 13. Mai, 15 Uhr, Semi
narraum des Mehrzweckge
bäudes Chemie, Sandhofstraße, 
11. OG: Sitzung der Fachbe
reichskonferenz Biochemie 
und Pharmazie. 
Dienstag, 14. Mai, 18 Uhr, H8: 
Wahlveranstaltung der lhg
jungdemokraten, auf der die 
Hochschulgruppe ihr Pro
gramm zur Stupa-Wahl vor-

stellt. Neben Vertretern der 
Frankfurter Hochschulgruppe 
werden sprechen: 
Detlef Ommen, Bundesvorsit
zender des Liberalen Hoch
schulverbandes sowie Vertre
ter der anderen jungdemokra
tischen Hochschulgruppen in 
Hessen. 
Donnerstag, 16_ Mai, 20 Uhr c.t., 
Hörsaal 4: Vortrag von Prof. 
Dr. Dr. Paul Lorenzen (Uni
versität Erlangen) zum Thema 
"Interdisziplinäre Forschung 
und infradisziplinäres Wissen". 
Mittwoch, 19. Juni, 10 Uhr c. t., 
Amerika-Institut, Schumann
straße 34 B: Vortrag über das 
Thema "A Re-assessment of 
NcCarthyism" von Prof. Allen 
Weinstein (Smith College, 
_USA). Hörer aller Fachberei
che sind willkommen. 
Dienstag, 21. Mai, 18 Uhr, H 8: 

Diskussion mit Theo Schiller, 
- dem Bundesvorsitzenden der 

Deutschen Jungdemokraten, 
und Hochschullehrern für wis
senschaftliche Politik. Thema: 
"Die Gemeinsamkeiten von Li
beralismus und Sozialismus 
h€ute und ihre Konsequenzen 
für eine linksliberale Hoch
schulpolitik". Veranstalter: 
lhg-jungdemokraten. 
Dienstag, 21. Mai, 18. Uhr c. t., 
Paul-Ehrlich-Institut, Hörsaal: 
"Diagnostik und Therapie 
(Desensibilisierung) allergi
scher Krankheiten vom Rea
gintyp". Vortrag von Prof. W. 
Gronemeyer (Deutsche Klinik 
für Diagnostik, Wiesbaden). 
Anschließend Diskussion. 
Mittwoch, 22. Mai, 15 Uhr, 
Turm, Raum 3302:. 22. Sitzung 
der Fachbereichskonferenz Re
ligionswissenschaften. 

TU IENFÜH ER 1913/14 
Verkauf: 

Universitätshauptgebäude. Mertonstraße 17-25. 
Pförtnerloge 

Juridicum, Senckenberganlage 31. Pförtnerloge 

Fachbereich Biologie. Biologische Arbeitsbibliothek. 
Siesmayerstraße 70 

Institut für Sport und Sportwissenschaften, 
Ginnheimer Landstraße 39. Geschäftszimmer 

Institut für Organische Chemie, Sandhofstraße 3. 
Zimmer 107 

-und durch .den Buchhandel 

Preis: 3 Mark 
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Demonstration 
zum § 218 
Die Studentenschaft einer hes
sischen Universitiit . darf , nicht 
durch ihre Organe ' an einer ' 
Demonstration gegen den § 218 
des Strafges~tzbuches .teilneh
men, dazu aufrufen oder zür 
Vorbereitung '4I1d Durchfüh
rung finanzielle und sächliche 
Mittel aus den von den Studen
ten geleisteten Beiträgen· zur 
Verfügung stellen. Dies hat das 
Verwaltungs gericht . Frankfurt 
in einem Beschluß vom 
24. April 1974 festgestellt (AZ 
11/2 - G 168/74). . 

In der Begründung für diesen 
Beschluß heißt es: 

"Wie die Kammer im Urteil 
vom 23. Januar 1974 (Az. II/2 -
E 137/73) ausgeführt hat, darf 
sich die Studentenschaft an ei
ner hessischen Universität nur 
mit Aufgaben befassen, die im 
Hochschulstudium wurzeln 
oder auf das Hochschulstudium 
einen spezifischen Bezug ha
ben. Sie überschreitet die ihr 
gesetzten rechtlichen Schran
kEmJ wenn sie zu allgemeinen, 

nicht studienbezogenen Fragen 
Resolutionen faßt oder für oder 
gegen eine Politik Stellung 
nimmt, die nicht die Studenten 
besonders trifft, sondern der 
Allgemeinheit - den Studen
ten nur so wie allen Staatsbür
gern - eine Last aufbürdet 
oder sie allgemeinen Gefahren 
aussetzt. Auf ' die Beachtung 
dieser Grenzen für die Betäti
gung der Studentenschaft hat " 
der einzelne Student als deren 
Zw~mgsmitgliedeinen im -Ver
waltungsrechtsweg verfolgba
ren Anspruch. 

Die Strafvorschrift des § 218 
StGB hat keinen spezifischen . 
Bezug auf das Hochschulstu- 
dium. Sie trifft die Studentin
nen nicht in ihrer besonderen 
Stellung als Studierende, son
dern so wie alle Frauen im ge
bärfähigen Alter. Die Ausein
andersetzung mit der Proble
matik des § 218 fällt daher nicht 
in den der Antragsgegnerin 
durch §27 des Hessischen 
Hochschulgesetzes -zugewiese
nen Aufgabenbereich." 

Graduierten
stipendien 
beantragen 
Die Abteilung: für studenti
sche Angelegenheiten idbt 
gemäß § 11 Abs. 5 der DVO 
zum ,Graduiertenförde", 
rungsgesetz bekannt: 
~b 1. J u I i 1974 können 
neue ' GraduiertensUpendien 
vergeben werden. 
Antragsformulare sind im 
.Juridicum, 10. stock, _ Zim
mer 1010 und 1011, und in 
den Dekanaten erhältlich. : 
Die Anträge müssen bis 
zum 10. 6. 1974 mit allen er
forderlichen Unterlagen 
persönlich - unter Vorlage 
des Personalausweises -
der Abteilung für studenti
sche Angelegenheiten ein': 
-gereicht werden. Dieser Ter
min stellt eine Ausschluß
frist dar, d. h. später einge
reichte Anträge werden 
grundsätzlich zurückgewie
sen. 
Falls die Erstellung von 
Gutachten zu den Anträgen 
vom Fachbereich gefordert 
wird, ist dies drei Wochen 
vor der Ausschlußfrist zu 
beantragen. 
Das Graduiertenförderungs
gesetz kann in d~n Deka
naten eirigese~en werden. 
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Kritik -an "Strafgebühren" 
Stellungnahme von Doktoran
den der Ethnologie zur Einfüh
rung der erhöhten Semesterge
bühren 
Seit drei Semestern sehen sich 
die Doktoranden der Ethnolo
gie bei der Rückmeldung mit 
der Forderung nacQ Zahlung 
von 200,- DM zusätzlich zu 
den regulären Semestergebüh
ren konfrontiert. Diese Straf
gebühren betreffen alle Stu
denten, die mehr als zehn plus 
ein Prüfungssemester zum Ab
schluß ihres Studiums benöti
gen. 
Wir, die Doktoranden, denen 
das Lehrangebot am Seminar 
für Ethnologie aus langjähri
ger Erfahrung b~kannt ist, 
können beurteilen, daß ein Ab
schluß des Völkerkundestu
diums innerhalb dieser ge
setzten Zeitdauer unmöglich 
ist. Angesichts des propagier
ten Methodenpluralismus und 

~ universalen Anspruchs der 
Ethnologie allgemein befindet 
sich der Studierende der Völ
kerkunde möglicherweise stär
ker als in anderen Disziplinen 

I in einer Situation der Orientie
rungslosigkeit, die erhöhte An
forderungen an die individuel
le Befähigung stellt, sein stu
dium zu strukturieren und sein 
Ausbildungsziel zu formulie
ren. 
Darüberhinaus wird vom 
Lehrkörper die Forderung er-

hoben, eine einjährige, minde
stens aber sechsmonatige Feld
forschung zu absolvieren, was 
nach unseren Erfahrungen ei
nes langjährigen Sprachstu
diums sowie entnervender 
Behördenkontakte bedarf. Wer 
einen solchen FeldaufenthaJ,tje
mals aus Eigeninitiative mit 
den beschränkten Mitteln eines 
Studenten geplant, vorbereitet 
und durchgeführt hat, dem er
scheint · das universitätsbüro
kratische Postulat des Studien
zeitlimits ebenso ignorant wie 
lächerlich. 
Seit das Ethnologiestudium 
nicht mehr das Privileg höhe
rer Töchter ist, sieht sich die 
Mehrzahl der Studierenden ge
zwungen, nicht nur die Seme
sterferien in Lohnarbeitsver
hältnissen zur Eigenreproduk
tion zu nutzen; daß sich diese 
Situation durch die allgemeine 
Preissteigerungswelle und die 
dürftige staatliche Studienun
terstützung nicht verbessert 
hat, bedarf wohl keiner weite
ren Erwähnung. 
Letztendlich schlägt diese vor
genannte Maßnahme dem alt
römischen Rechtsgrundsatz 
,pulla poena sine lege' ins Ge
sicht: keinem von uns wurde 
durch gedruckte Studienord
nung oder in persönlicher Be
ratung . angedeutet, daß das 
Sh'dium in ei.ner festgesetzten 
Zeit abzuschließen sei. 

Unterschrift nicht erlaubt 
Den Erlaß der Hausordnung 
für die Universität Frankfurt 
und die Wahl des Schlich tun es
ausschusses haben stuaenti
sehe Gruppen zum Anlaß ge-

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 
erscheint am 22. Mai 1974. 
Redaktionsschluß ist der 
17. Mai 1974, in Ausnahme
fällen auch später. 
UNI-REPORT steht im 
Rahmen sein.er Möglich-: 
keiten allen Universitä.ts
mitgliedern für Veröffent
lichungen zur Verfügung. 

nommen, Lehrkräften eine Pro
testerklärung zur Unterschrift 
vorzulegen. Darin heißt es: 
"Aus diesen Gründen lehne ich 
das Hausordnungsrecht ab und 
werde . es weder anwenden, 
noch seine Anwendung in 
irgend einer Form unterstüt
zen." In einem Rundschreiben 
hat der Präsident die Lehr
kräfte vorsorglich darauf hin
gewiesen, daß jeder Bedien
steter der Universität ver
pflichtet ist, die Realisierung 
der verbindlichen Hausord
nung zu ermöglichen. Desha~b 
seien die Lehrkräfte nicht be
rechtigt, diese Erklärung zur 
Hausordnung zu unterschrei
ben. 

Aufgrund dieser Tatbestände 
fordern wir das Seminardirek
torium auf, für Studiengeld
freiheit aller Doktoranden bis 
zum Abschluß das Studiums zu 
sorgen. 

Die Doktoranden 
am Seminar für Völkerkunde 

der Universität Frankfurt 

"Biertrinker: .Jetzt wehrt Euch!" Unter diesem Motto hatten d~e 
Biertrinkenden Studenten" zu einer Demonstration gegen die 
~ngekündigte Erhöhung der Bierpreise aufgerufen. Etwa 30 folg
ten der Aufforderung, sich auf dem Campus der "Joh~nn-Gott
hilf-Göthe-Universität" zu versammeln und dann veremt zu den 
bekannten Brauereien im Frankfurter Stadtteil Sachsenhausen 
zu ziehen. Die gewöhnlich gut unterrichteten Kreise konnten 
am nächsten Morgen berichten; daß der Protest der Studenten 
von den Brauereien mit entsprechenden Mitteln zumindest vor
übergehend "ertränkt" werden konnte. Foto: Heisig 

Tutorenbericht an Kanzler 
Als rechtswidrig hat der Präsi
dent der Universität Frankfurt 
einen Passus im Beschluß der 
Fachbereichskonferenz Erzie
hungswissenschaften vom 18. 4. 
1974 zur Tutorenfrage (s. letzte 
Nummer des Uni-Report) be
zeicbnet und daher seine Auf
hebung verlangt. Der entspre
chende Passus lautet: 
"Zur Durchsetzung dieser un
erläßlichen Forderungen, de
ren Erfüllung bereits über die 
normale Durchführung der 
Lehrtätigkeit im laufenden 
Sommersemester entscheidet, 
sieht der Fachbereich, neben 
der Aufforderung an alle 
Fachbereiche, sich seinen For
derungen anzuschließen, die 
f0lgenden Maßnahmen vor: 1. 
Unterstützung der Tutoren in 
ihrer Weigerung, die angefor
derten Berichte dem Kanzler
amt für die Einstellung 'zu 
übermitteln. Der Fachbereich 
allein steht für die ordnungs
gemäße Erfüllung der Arbei ts
aufgaben der Tutoren im ver
gangenen Semester gerade ... " 
Der Präsident bezieht sich in 
seiner Beanstandung auf die 
Nummer 16 der Hessischen Tu
torenordnung, die seit dem 
1. März dieses Jahres gilt. Dar
in heißt es: "Der Tutor hat je
des Semester über sein Tuto
rium einen schriftlichen Be
richt an die Fachbereichskon
fel'enz oder an den Ausschuß 
für Lehr- und Studienangele
genheiten zu erstatten." Unter 
Bezug auf diese Bestimmung 
hattE' der Präsident die Fach
b erekhe am 13. Februar aufge
fordert, die Berichte der Tuto
ren zu den Akten der Perso
nalabteilung zu geben. 

Nicht nur auf Tutorenver
sammlungen wurde diese neue 
Regelung kritisiert. Auch der 
Dekan des Fachbereichs Ge
sellschaftswissenschaften' äu
Berte gegenüber dem Präsi
denten Bedenken. Die Anord
nung, die Tutorenberichte zu 
den Akten der Personalabtei
lung zu ·geben, könne als Ver-. 
such der Universitätsspitze, 
Einfluß, auf den Inhalt der 
Lehrveranstaltungen zu neh
men, mißverstanden werden. 
Darauf erläuterte der Präsident 
seine Anordnung in einem 
Schreiben vom 26. 3. 1974, das -
nachrichtlich an alle Fachbe
reiche geschickt wurde: 
Um diese Bedenken zu zer

~treuen, versichere ich Ihnen 
heute noch einmal, daß dieses 
nicht meine Absicht ist. Ich bin 
mir darüber im klaren, daß die 
Bestimmung der Lehrinhalte 
durch ' den einzelnen Hoch- ' 
schullehrer oder Lehrbeauf
tragten durch Art. 5 GG ge
schützt ist und daß die Verant
wortung für ein sachgerechtes 
Lehrprogramm primär beim 
Fachbereich liegt. 
Die Ständigen Ausschüsse und 
der Präsident haben aber 
ebenfalls viele Aufgaben, bei 
deren Erfüllung die Auswer
tung der Tutorenberichte eine 
wertvolle Hilfe sein kann. Ich 
nenne in diesem Zusammen
hang vor allem Entscheidun
gen über Studienreform und 
Hochschuldidaktik gemäß § 18 
(2) 1 a HUG und die Zuweisung 
von Haushaltsmitteln für Tu
toren an die Fachbereiche ge
mäß § 18 (2) 3 b HUG. 
Um ähnliche Informationen 

für alle Lehrveranstaltungen 
zu erhalten, hatte die Pla
nungsabteilung in meinem 
Auftrag bereits im Winterse
mester 1972/73 eine Befragung 
aller Hochschullehrer durch
geführt. 
Außerdem waren die Bedin
gUngen für die J.Y.J;itarbeit von 
Tutoren in vergangenen Jah
ren wie.derholt Gegenstand in
neruniversitärer Konflikte, die 

. schon vor Erlaß der Hessischen 
Tutorenordnlll!g durch Be
schlüsse des Ständigen Aus
schusses I entschieden wurden. 
Verschiedene Beschlüsse von 
Tutoren -Vollversammlungen' 
während des letzten Semesters 
zeigen jedoch, daß trotzdem die 
Stellung deS" Tutors vielfach 
noch falsch eingeschätzt wird. 
Um die mir obliegende Verant
wortung für die Universität 
wir ktingsvoll wahrnehm~n zu 
könneri, ist für mich die stän
dige Zugriffsmöglichkeit auf 
die Tutorenberichte wün
schenswert. 
Die genannten Gründe haben 
mich nicht veranlaßt, meiner
seits von den Tutoren eine Be
richterstattung zu verlangen. 
Diese sind vielmehr durch die 
Tutorenordnung des hessi
sehen Kultusministers einge
führt. Ich sehe jedoch weder 
einen sachlichen Grund noch 
die rechtliche Mög1ichkeit, die 
vorliegenden Informationen 
mir vorzuenthalten. Ich wie
derhole daher meine Anwei
sung an Sie als D~kan, die bei 
Ihnen eingehenden Tutorenbe
richte gesammelt an mich 
weiterzureichen. " 
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Stupa
Wahlen 
im Juni 
Die Wahlen zum Studentenpar
lament der Legislaturperiode 
1974 finden von Mittwoch, 
5. Juni, bis Freitag, 7. Juni 1974, 
jeweils von 9.30 Uhr bis 15.30 
Uhr statt. 
Letzter Termin für die Einrei
chung der Wahlvorschläge (Li
stenschluß): Mittwoch, 22. Mai 
1974,9.30 Uhr, im ASTA. öffent
liche Stimmenauszählung: Frei
tag, 7. Juni 1974, ab 15.30 Uhr 
im Hörsaal 111. 

Das Wahlamt ist in die Dante
straße 9 umgezogen. 

1. WAHLVERFAHREN: ' . 
Wahlberechtigt ist jeder Student der Johann Wolfgang. Goethe-Um-
versität, der im Wählerverzeichnis eingetragen ist. . 
Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme und kann nur In dem 
Stimmbezirk wählen, dem der Fachber~ich des H~uptf~chs bezie
hungsweise 1. Unterrichtsfachs zugeordnet ist: Die Shm~abgabe. 
erfolgt durch Ankreuzen eines Wahlvorschlags In dem dafur vorge-
sehenen .Feld. . 
Die Wahl ist gemäß den allgemeinen demokratischen Prinzipien . 
geheim, daher ist der Wähler nicht ber~cht~gt, ~einen Stimm~ettel 
offen auszufüllen oder einem anderen Einblick In den ausgefullten 
Stimmzettel zu gewähren. Nicht geheim abgegebene Stimmzettel 
sind ungültig und von den Wahlhelfern als solche zu ~enn~eichnen. 
Zur Stimmabgabe dürfen nur die vom Wahlausschuß Im Einverneh
men mit dem Kanzler vorbereiteten Stimmzettel verwendet werden. 
Die Wahlberechtigung wird bei der Ausgabe der Stimmzettel an
hand des Wählerverzeichnisses und des Studentenausweises oder 
eines Personalausweises überprüft. Wer keine Wahlbenachrichti
gung erhalten hat, aber wahlberechtigt ist, kann dessenungeachtet 
wählen. 
Stimmzettel, die mit dem' Stempel "Muster" versehen sind, sind un
gültig und dienen dazu, den Wahlberechtigten den Inhalt der 
Stimmzettel kenntlich zu machen. . 
Das Wählerverzeichnis ist nach Stimmbezirken gegliedert. 

2. WÄHLERVERZEICHNIS: 
Das Wählerverzeichnis wird geschlossen am 28. 5., 15 Uhr; es liegt 
am 28.5. von 9 bis 15 Uhr im ASTA zur Einsichtnahme aus. Ein
spruch kann währen~ der Offel}legung ' beim 'W~hlaussch\Jß _im 
ASTA eingelegt werden. Ober Einsprüch'e gegen die "Eintragur:'g in 
das Wählerverzeichnis wird <am 28.5. 1974, 15 Uhr, in öffentlicher 
Sitzung des Wahlausschusses im ASTA entschieden. Studenten, 
die sich nach dem 19.4. zurückgemeldet haben, werden gebeten, 
sich während der Offenlegung des Wählerverzeichl'lisses' nachtra-' 
gen zu lassen. . , , 

3. L1STENEINRF.ICHUNG: 
Wahlvorschläge müssen spätestens zwei Wochen vor der 'Wahl 
beim Wahlausschuß eingereicht werden. Formblätter für Vor.:. 
schlagslisten sind beim ASTA erhältlich. Ein Wahlvorschlag 
besteht aus einer Liste vO.n 'mindestens dre-i Kandidaten mit festge' .. ' 
legter Reihenfolge, die sich mit einheitlichem Programm unter ein;., 
heitlicher Bezeichnung zur Wahl stellen. Listen, die nicht bereits im 
alten Parlament vertreten waren, können nur dann zur Wahl zuge
lassen werden, wenn mindestens 50 ,Wahlberechtigte durch Unter
schrift und Angabe ihrer vollständigen Adresse und Fachbereicbs
zugehörigkeit den Wahlvorschlag unterstützen. Der Wahlausschuß 
ist zur Überprüfung der Angaben verpflichtet. 
·Ober die. Zulassung der eingegangenen Wahlvorschläge wird am 
22.5; 1974 in öffentlicher Sitzung'(10,Uhr, ASTA) entschieden. 

-4. BRIEFWAHL: . 
'Die Briefwahlunt.erlagen können sm ~9., 30. und 31. 5., jeweils von 9 
bis 15 Uhr, beim Wahlamt, Dantestr. 9, Erdgeschoß, unter Vorlage 
des Studentenausweises vom Wahlberechtigten setbst abgeholt, 

' werden. Die Wahlbriefe-müssen spät~stens bis zum Ende der Wahl- -
zeit beim Wahlamt eingegangen sein. An den vorherigen Tagen 
können sie von 9 bis 16 Uhr beim Wahlamt abgegeben oder mit der 
Post übersandt werden. 

5. STIMMBEZIRKE UND WAHLLOKALE: 
Stimmbezirk und Wahllokal 

Ju~idicu.m, Erdgeschoß, 
neben der Cafeteria 

2 Vor dem Dekanat der Wirt., 
schaftswissenschaften, 
Hauptgebäude, Erdgeschoß 

3 _Turm, Erdgeschoß 

4 Studentenhaus, Erdgeschoß 

5 Philosophicum, Gräfstr. 76, 
Erdgeschoß 

6 Physikalisches Institut, 
Robert-Mayer-Straße 2-4, 
Erdgeschoß 

7 Klinikmensa 

für die Fachbereiche 

Rechtswissenschaften, 
Philosophie, Geowissen
schaften, Geographie ' 

Wirtschaftswissenschaften 

Gesellschaftswissenschaften,. 
Erziehungswissenschaften, 
Religionswissenschaften 

Geschichtswissenschaften, 
Psychologie, ost- und außer
europ. Sprach- und Kultur
wissenschaften, 
Biologie, klass. Philologie und 
Kunstwissenschaften 

Neuere Philologien 

Mathematik, Physik, Chemie, 
Biochemie und Pharmazie 

Humanmedizin 
Der Wahlausschuß 

UNI-REPORT 

Reform der Lehrerbildung 
Die Kultusminister der Länder 
haben sich nach über vierjäh
rigen Bemühungen auf ein.e 
Formel zur Reform der Leh
rerbildung geeinigt. Sie akzep
tierten "in wesentlichen 
Grundsätzen" den Bericht der 
sogenannten Zwölferkommis
sion, die die Ministerpräsiden
ten der Länder zur Ausarbei
tung eines einheitlichen Kon
zepts zur Lehrerausbildung 
und -besoldung eingesetzt hat
ten. Die Kommission hatte vor
geschlagen, ein einheitliches 
Lehramt für die Primar- und 
Sekundarstufe · I-Lehrer und 
ein zweites Lehramt für die 
Pädagogen der Sekundarstufe 
II zu schaffen. Die Kultusmini
ster forderten allerdings, daß 
über diesen Vorschlag hinaus
gehende Regelungen, die in ei
~igen Ländern eingeleitet oder 
bereits vollzogen seien, nicht 
r;ückgängig gemacht werden 
·dürften. Außerdem sprachen 
sie sich dafür. aus, daß bei der 
Neuordnung der Lehrerbesol
dung im Zuge der Vereinheitli
ohung und Neuordnung der 
B.eamtenbesoldung überhaupt 
keinerlei Rückstufungen bei 
Lehrern erfolgen sotlten. 
Das Votum der 'Kultusminister 
hat allerdings nur empfehlen
den Charakter. Die Entschei
dung . liegt nun bei den Mini
sterpr'äsidenten, die sich ver
mutlich Ende Mai mit der Leh
rerausbildung und -besoldung 
beschäftigen werden. Die Re
gierungschefs wollen ein ein
heitliches Konzept als Basis 
der vom Bundestag zu l?e
schließenden ' Besoldungs-
neuordnung vorlegen-. -

auch den Inhalt der Ämter der 
Lehrkräfte mit der bisherigen 
Ausbildung in vollem Umfange 
zu prägen vermögen". Dieser 
Vorschlag beinhaltet, daß die 
jetzt teilweise schon nach der 
Besoldungsgruppe A 13 bezahl
ten Grund- und Hauptschul
lehrer in Hessen und Hamburg 
zurückgestuft werden. Dabei 
soll ihnen zur ' Wahrung des 
Besitzstandes ein "aufzehrba
rer" Zuschlag gewährt werden. 
Zum Studium der Lehrer sel
ber schlug die Kommission vor, 
daß es aus einem erziehungs
wissenschaftlichen und einem 

, fachlichen Teil bestehen soll. 
Nachtlrücklich hatte sich ' die 
Zwölfer kommission gegen das 
einheitliche Lehramt mit stu
dienbezogenem Schwerpunkt 
ausgesproohen. Zwar sei es 
vertretbar, daß die Lehrer der 
Primarstufe und die der Se
kundarstufe I beamten- und 
besoldungsrechtlich gleich zu 
bewerten seien, die Vorausset
zup.gen für ein Lehramt der 
Sekundarstufe II, die zur 
Hochschulreife oder zu einer 
beruflichen Qualifikation füh
ren solle, sei~n jedoch "nach 
~uffassung der Mehrheit der 
Kommission" deutlich von den 
Voraussetzungen und Anforde~ 
rungen für Primarstufe und 
Sekundarstufe I abzuheben. 
Jugendliche im Alter von 16 
Jahren und darüber stellten 
erheblich höhere und ständig 
wachsende Ansprüche an das 
fachwissenschaftliehe Können 
ihrer Lehrer. 
Die Kommission hatte ferner 

_ v:prgeschlagen, daß die Bun
dl=sregierimg "nach Maßgabe 
der Kompetenz des Bundes" 
einen Gesetzentwurf für beam
tenrechtliche Rahmenvor
schriften vorlegen solle, die 
eine bundeseinheitliche Leh
rerausbildung sicherstellen 
würden. 

Der Bericht der ' sog~nannten 
Zwölferkommission, der je vier 
Vertr,eter der Kultus-, Innen
und Finanzministerk!onferen
zEm angehörten, schlägt vor, 
daß die Lehrer die Primarstufe 
und der Sekundarstufe I künf
tig sechs, die der Ol:jerstuf~ 
acht Semester studieren sollen. 
Für alle Lehrer soll ein ein-

'heitlicher achtzehnmonatiger . 
'Vorbereitungsdienst , einge
führt werden. Bei einer 
Neuordnung de~ Lehrerbesol'; 
dung sollen die Prim ar- und 
Sekundarstufen I - Lehrer in 

In den Vorschlägen der Zwöl-

. den gehobenen-, die Lehrer der ' 
"Sekundar-stufe II in&ii--höhe
rEm Dienst - eingruPPiert ·~ wer
dEm. Zur- Besoldungsregelung 
heißt es Im~-Bericht der Zwöl
ferkommissi6n weiter, wenn ' 

, f~rkommission hatten sich im 
wesentlichen Vorstellungen 
der CDU/CSU-regierten Län
der durchgesetzt. Das "Votum 
der .. Kultusminist-erKon{erenz 
zu den Kommissionsvorschlä
gen dagegen ·, trägt , eher die 
Hands.chr:ift-der SIlD-regierten 
LJinder-" gie, .wie Hamburg und 
He.ss~rf, ~vor ' allem von einer 
I(ÜCKStuft,Ülg .!ler-'Lehrer durch , 
das zweite Besold ungsverein-
heitlichungs- : ünd. Neuord,- . 
njingsgeset,z" be..trptfep. ~~ren. '. 
Vor . allem Hamburg, Bremen · 
und Berlin lulben bereits über :' 
die · Vorschläge der- Kommis:' 
~l('m hinausgehende Refo,rmen , 
der ·Lehrerbildung vQnzog~n 
oder ' eingeleitet, . die -;die L<in-~ 
d~esregierungen . nicht' zurü.ck- , 

\ dp.s a,us' -dem' Anfangsamt . d~s : 
höheren Dieristes ohne Funkti- ' 

.. o~swechsel erreichbare End":' " 
grundgehalt -.:.. derzeit die Be- .. 
soldlingsgruppe A)4 - gl~ich , 
100 gesetzt -wird, so sqlle das 
von . den Primarlehre'rn und 
den Pädagogen' der Sekundar
stufe I im'Eingangsamt zu errei:- . 
chemIe Endgrundgehalt gleich 
90 betragen. Zugleich wird in 
der vorcgeschlagenen -Besol
dungsneuregelung , eine Ver
bindung zu ' den Absolventen 
der Fa:chhochschulen herge.., 
stellt, ' dte 'irn öffentlichen 
Dienst im Eingangsamt ein 
Endgrundgehalt von 75 Pro
zent ,rdes Endgrundg~halts ,des 
höheren' Dienstes - erreichen 
könrlen sollen. 
Die Zwölfer kommission schlug 
vor, daß die nach dem Entwurf 
des zweiten Besoldungsverein
heitlichungs- und -neurege
lungsgesetz vorgesehene Leh
rerbesoldung solange Bestand 
haben soll, bis die nach neuem 
Recht ausgebildeten Lehrkräf
te in den aktiven Dienst ein
treten. Die ganz oder teilweise 
noch · nach altem Recht ausge
bildeten Pädagogen sollen bei 
Inkraftsetzung des neuen Be
sbldungssystems ihre alte Be
soldung behalten. Ihre über
leitung in das neue Recht kön
pe erst vorgepommen werden, 
"wenn in dem nach Stufen ge
gliederten Schulsystem der 
Ausbildungsstand und das Tä
tigkeitsbild der neuen Lehrer 

hehmen wollen.~· .-' . ~ 

In der Stellu]lgnahme der Kul";; 
tusminister zum Kommissions-
vorschlag heißt . es deshalb 
auch, daß die KMK es' für nötig 
u.n.d aus&khtsreich _ halte, die 

,~Bemühungen urilein ,gemein--
sames Ergequis ·"auf, der. Basis 
der tragenden Grundsätze des 
Berichts und Vorschlags d,er 
gemeinsamen Kommission" 
fortzusetzen. Das heißt; daß-die 
Kultusminister" -wie KMK
Präsident Jürgen Girgensohn 
(Nordrhein-Westfalen) am 
Freitag letzter Woche vor der 
Presse er klärte, den Vorschlag 
der Zwölferkommission als Mi
nimalkonsens ansehen, hin ter 
den kein Land mehr zurückfal
len dürfe. Das bedeute auch, 
daß~ Nordrhein-Westfalen seine 
Regierungsvdr1age für ein neu
es Lehrerausbildungsgesetz 
nicht aufrechterhalten könne. 
Girgensohn erläuterte, der Be
schluß der Kultusminister ma
che klar, daß sie eine Einigung 
auf der Basis des Kommissi
onsvorschlages für möglich 
hiel ten. Der Vorschlag der 
Zwölferkommission bringe ei
nige wichtige Fortschritte, 
nämlich daß das Lehramt für 
die Primarstufe nach Ausbil-

dung und Besoldung nicht "ab
gehängt" werde, ein gemeinsa
mer Vorbereitungsdienst von 
18 Monaten für alle Lehrer 
vorgesehen sei und außerdem 
Erwei terungsmöglichkei ten 
der Lehrämter durch Zusatz
qualifikationen ' möglich wür
den. 
Der hessische Kultusminister 
Prof. Dr. Ludwig von Friede
burg hob hervor, eine der zen
trp.len Bemühungen sei es ge
wesen, das "Abhängen" des 
Primarlehramtes zu verhin
dern. Staatssekretär :prof. Dr. 
Joist Grolle vom niedersächsi
schen Kultusministerium 
machte q,eutlich, ' daß bisher 
zwischen Kultus-, . Innen- und 
Finanzministern kein Konsens 
gefunden worden sei, der mit 
dem Kommissionsbericht jetzt 
zum ersten Mal habe erreicht 
werden können. Aus Kreisen 
der KMK war die ' Ansicht zu 
hören; daß die Forderung, kei
nerlei Rückstufungen der Leh
rer vorzunehmen, im Grunde 
darauf hinauslaufe, die Leh
rerbesoldung aus dem zweiten 
Besoldungsvereinheitlichungs
und -neuordnungsgesetz völlig 
herauszulassen und erst später 
in einem dritten Neurege
lungsgesetz nach der Verwirk
lichung der Lehrerausbil
dungSTeform in bundesgesetz
liehe Regelungen einzubrin- ' 
gen. 
Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft hatte an dem 
Bericht der Zwölferkommis
si.on heftige, Kritik geübt. Die 
GEW hatte insbes,ondere die 
"Zweiteilung der Lehrer
schaft" nachdrücklich zurück
gewiesen 'und kritisiert, mit ei
nem · solchen Konzept setze 
sich die Kommission über 
Feststellungen des Bildungs
rats und .des Bildungsberichts 
'7.0 der Bundesregierung hin
weg, wonach die Lehrtätigkeit ' 
auf allen Stufen des Schulsy
stems gleichwertig seb Das 
einheitliche Lehramt mit 'einer 
einhei tlichen Eingruppierung 
aller Lehrer in den höheren 
Dienst werde ' im Bericht . der 
Kommission nicht .einmal mehr 
als zukünftiges Ziel ins Auge 
gefaßt. Vielmehr- werde hier 
eine abschließende Lösung auf 
Dauer vorg~schl,agen. "Zumin
dest den Anscfie'in' der Verfas
·stmgswidrigkeit" sah die GEW 
'in dem Versuch, "dieses rück- ' 
ständige Konzept" der Lehrer'"
aUSbildung durch Bundesge
'setz festzulegen und damit den 
' :Cändern, 'die an zukunftsweis-
ehden Lösungen arbeit~m den 
Weg zu blockieren. Es sei au
'ßerordentlich bedenklich, daß 
dIe Kommission, um dem 
Zwang der Einstimmigkeit in 
der Ministerpräsiden tenkonfe
renz auszuweichen, die Vor-

._ schrIften für die Lehrerausbil
_ .dung künftig durch ein Beam-

tenrechtsrahmengesetz des 
Bundes geregelt sehen wolle. 
Nach der KMK-Sitzung be
grüßte ein GEW-Sprecher, 
daß die Kultusminister sich 
nachtlrücklich gegen Rückstu-

. f,unge:p p'er Lehrer in Hamburg 
und Hessen und gegen ein Zu
rücknehmen eingeleiteter Re
formen in den Ländern, die 
über den ' Kommissionsvor
schlag hinausgingen, gewandt 
hätten. Die GEW kritisierte 
aber weiterhin die Zweiteilung 
der Lehrämter, die die Kultus
minister im Grundsatz akzep
; fiert hatten. -l 

Der Deutsche Lehrerverband 
hatte noch vor Beginn der 
KMK-Beratungen die ' Vor
schläge der Zwölfer kommission 
als tragbaren Komprorniß be-
zeichnet. . 
Vor allem zeige der Vorschlag, 
daß der hohe ' Ausbildungsan
spruch an' die deutschen Leh
rer nicht verwässert, sondern 
künftig in allen Bereichen ver
wirklicht werden solle. 



UNI-REPORT 

Politische Diskussionen 
erst nach der Sitzung 
Allgemein politische Fragen sind grundsätzlich nicht während der 
Sitzung einer Fachbereichskonferenz zu diskutieren oder auf die 
Tagesordnung zu setzen. Diese Feststellung trifft der Hessische 
Kultusminister in einem Erlaß vom 13. März 1974, mit dem er 
die Beanstandung einer Resolution der Fachbereichskonferenz 
Gesellschaftswissenschaften durch den Präsidenten der Universi
tät Frankfurt beantwortete. In dieser Resolution, die zur Ab
stimmung gestellt worden war, wurde eine Entscheidung des 
Kölner Ausländeramtes über die Nichtverlängerung der Aufent
haltserlaubnis für einen türkischen Arbeiter verurteilt. 

Allerdings teilt der Kultusmi
nisterin seinem Erlaß nicht 
die Ansicht des Präsidenten, 
die Fachbereichskonferenz 
müsse ihren "Beschluß" aufhe
ben. Denn die Resolution sei 
rechtlich nicht als Beschluß, 
sondern als Willenskundge
bung zu werten. 

Studienordnungen für die ein
zelnen Studiengänge Lehrziele 
und -stoffe in den Grundzügen 
festzulegen hat. Politische 
Stellungnahmen hat sie nicht 
abzugeben.,i 
Abschließend heißt es in dem 
Erlaß: "Es bleibt Fachbe-

reichsmitgliedern jedoch unbe
nommen, nach Erledigung der 
entstehenden Aufgaben der 
Fachbereichskonferenz und 
nach Abschluß der Sitzung 
und, soweit sie an Dienststun
den gebunden sing, außerhalb 
der Dienstzeit, allgemeinpoliti
sche Fragen zu erörtern. Dabei 
liegt es im wohlverstandenen 
Interesse der Wissenschaftler 
und Hochschulmitglieder 
selbst, daß sie beLSteIlungnah
men zu politischen Fragen, die 
s'ie in Verbindung mit ,ihrem 
Fach stehen, darauf bedacht 
sind, in Form und Inhalt ein 
dem Sachproblem angemesse
nes Maß an Differenzierung 
einzubringen. " 

Der Kultusminister konkreti
siert seine Vnterscheidung 
zwischen "Entscheiqungen" 
bzw. "Beschlüssen" einerseits 
und "Meinungsäußerungen" 
andererseits: 

'Professor ' Coing geehrt 
"Die Fachbereichskonferenz 
entscheidet in allen Angele
genheiten des Fachbereichs 
(§ 24 Abs. 1 S.1 HUG), d. h. sie 
hat grundsätzlich alle Ent
scheidungen des Fachbereichs 
zu treffen (vgl. § 25 HUG), sie 
darf aber auch nur entschei- , 
den, soweit dem Fachbereich 
Aufgaben und der Fachbe
reichskonferenz en tsprechende 
Befugnisse übertragen sind. 
Diese Entscheidungen ergehen 
in der Form von Beschlüssen 
(vgl. § 24 Abs. 6 HUG). 

Soweit Angelegenheiten nicht 
in die Zuständigkeit der Fach
bereichskonferenz fallen, kann 
sie keine Entscheidung fällen 
und darf insoweit auch keine 
Beschlüsse fassen. Meihungs
äußerungen zu allgemeinpoliti
schen Fragen, die sich der 
Form von Fachbereichsent
scheidUngen. bedienen, sind 
selbstverwaltungsrechtlich ir
relevant." 

Die Zuständigkeit der Fachbe
reiche er:gibt sich au,s dEm Para
graphen 20 bis 21 des Hessi
sehen Universitätsgesetzes. 

Dazu der Kultusminister: 

"Die Fachbereicl;iskonferenzen 
sind ver.pflichtet, in ihren 
Fachgebieten für die Pflege 
der Wissenschaft in Lehre und 
Forschung zu sorgen (§ 21 
Abs.lHUG). 

Aus den in den §§ 20 bis 22 
HUG näher umschriebenen 
Aufgaben der Fachbereiche 
(z. B. Verteilung der Stellen 
und Mittel, Förderung der For
schungskoordinatiön, Erarbei
tung von Vorschlägen zur Er
gänzung des Lehrkörpers, Er
laß von Studienordnungen un
ter Beachtung der Prüfungs
ordnungen, Studienberatung, 
Verteilung der Lehrveranstal
tungen) in Verbindung mit, oer 
Entscheidungskompetenz der 
Fachbereichskonfe;renz in die
sen Angelegenheiten ergibt 
sich, daß 'die Fachbereichskon- " 
feren'z Forschung und Lehre zu 
organisieren hat und in den 

Kultusminister von Friedeburg 
hat am 4. Mai Prof. Dr. Helmut 
Coing das Große Verdienst
kreuz mit Stern des Verdienst- . 
ordens der Bundesrepublik 
Deutschland überreicht, der 
dem Frankfurter Juristen von 
Bundespräsident Heinemann 
verliehen wurde. Diese Aus
zeichnung ehrt Prof. Coings 
Verdienste als Wissenschaftler 
ebenso wie sein Engagement in 
Fragen der Hochschulpolitik 
und Wissenschaftsplanung. 
1948 wurde er auf den Frank
furter Lehrstuhl für Bürgerli
ches Recht und Römisches 
Recht berufen. 1955 bis 1957 
war er Rektor der Goethe-Uni
versität und Präsident der 
Westdeutschen Rektorenkon
ferenz ; danach von 1958 bis 
1961 Vorsitzender des Wissen
schaftsrates. 

Seine zentrale wissenschaftli
che Leistung besteht im organi
satorischen Aufbau und der 
Forschungsplanung des Max
Planck-Instituts für Europäi
sche Rechtsgeschichte. Er steht 
ihm seit seiner 'Gründung im 
Jahre 1964 als Direktor vor; 
unter seiner Leitung ist das er
ste Großprojekt "Handbuch 
der Quellen und Literatur der 
Neuen Europäischen Privat
rechtsgeschichte" weitgehend 
abgeschlossen bzw. publiziert. 
Prof. Coings Verdienste haben 
früh internationale Anerken
nung gefunden. Lyon, Mont
pellier, Wien und Aberdeen 
haben ihn mit ihrer Ehrendok
torwürde ausgezeichnet; meh
rere in- und ausländische Aka
demien ernannten 'ihn zum 
korrespondierende,n Mit~lied. -

' Kultusminister von Friedeburg überreichte Prof. ,Coing (rechts) 
das Große Verdienstkreuz' mit Stern des Verdienstordens der , 
Bundesrepublik- Deutschland. (Mitte: Prof. ' Krupp, Vizepräsident 
der Universität Frankfurt). Foto: Bopp 

. I. 

Povlja Insel Brac, ,Dalmatien 
}' 
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"Flitterwoche~" br der Universität feiert dieses Entenpärehen. 
Vor zwei W9ch~1\ kam es. beim Hö~hzeitsflug auf den Campu's. 
Ob sich die Enten am Brunnen auch häuslich einrichten, ist frag
lich. Denn es gibt keine Möglichkeit, ein Nest 'zu bauen und Eier 
auszubrüten. Schade. Die Redaktion hatte sich so auf den Nach
wuchs gefreut und "Patenschaften" übernommen. "Obrigens, um 
der DiskUssion ein Ende zu bereiten: Es sind Stockenten (Anas 
platyrhynchos) und kehle Gänse! Foto: Heisig 

Jugendbuchforschung 
Das Institut für Jugendbueh
forschung im Fachbereich 
Neuere Philologien der Uni
versität Frankfurt hat den 
Jahresbericht für dCl,s ,Jahr 1973 
vorgelegt. Im November 1973 
konnte das Institut auf zehn 
Jahre Tätigkeit zurückblicken. 
Es hat im ersten Jahrzehnt sei
nes Bestehens- unbestritten , 
dazu b~igetragen, das Gebiet 
der Kinder- und Jugendlitera
tU}: und der wissenschaftliGhen 
Integrationsfelder wie Litera
tur'pädagogik, Junglesersozio
logie und Jungleserpsychologie 
in Forschung und Lehre der 
vor allem in der Lehrerausbil- . , 
dung tätigen Hochschulen zu 
integrieren. Daneben stand das 
Institut ' Modell bei der Pla
nung und Entwicklung ähnli- -
eher Einrichtungen in Schwe.,. 
den, Österreich, der Tsche-, 
ch.:.;!·üowakei und Jugoslawien. ' 

Unter anderem führte die Ar
beit des Instituts, das im In
und Ausland als zentrale For
schungsstelle für Kinder- und 
Jugendliteratur gilt, zur Ent
stehung der Internationalen 
'F'orschungsgesellschaft für ' 
Kinder- und Jugendliteratur, 
die ,ihren Sitz in Frankfurt hat 
und -'deren derzeItiger Präsi
dent der Direktor des Instituts, 
Prof. Dr. Klaus po derer, ist. 
Die am 1. Juli 1971 im Institut 
für Jugendbuchforschung auf 
Anregung und mit Förderung 
des Bundeswissenschaftsmini -
steriums einger~chtete 'IZen-: 
trale Beratungsstelle für das 
Schulbibliothekswesen" hat 
seit ihrem Bestehen viel dazu 
beigetragen, die Diskussion um 

das Entstehen moderner 
Schulbibliotheken in der Bun
desrepublik anzufachen und 
führte zur Einrichtung und 
Verbesserung von zahlreichen 
Schulbibliotheken. 

An den Vorlesungen und Semi
naren, die Mitarbeiter des In
stitüts' im " Rahmen der Stu ... 
diengänge im , Fachbereich 
Neuere Philologien anbieten, 
nahmen seit Gründung des In
stituts mehr als 4000 Studier
ende teil. Im gleichen Zeitraum ' 
wurden 248 , Exa~ensarb.eiten 
über Themen 4ur . Kinder-;. und 
Jugend,literatur ~, g.es<;q.rieben, 
die von Mitarbeitern des Insti
tuts betreut wurden. 
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Studenten-Förderung 
Gesellschaftswissenschaften 
Die Deutsche Forschungsge
meinschaft hat einen Antrag 
des Instituts für Sozialfor
schung an der Universität 
Frankfurt auf Gewährung ei
ner Sachbeihilfe für die Studie 
"Zum Verhältnis von gewerk
schaftlicher Organisation und 
politischer Loyalität der Ar
beiterschaft in Westdeutsch
land" unter dem Kennwort: 

ge in den Philosophischen In
stituten in Oslo und Tromsö. 

Referent für Lehr- und stu
dienangelegenheiten und 
Frank Mußmann, Referent für 
Angelegenheiten der For
schung und des wissen~haftli
ehen Nachwuchses. 

Im Jahre 1973 haben nach An
gaben des Hessischen Kultus
ministeriums 25 755 Studenten 
an hessischen Hochschulen -
das sind 29,6 Prozent aller stu
denten - Stipendien nach dem 
Bundesausbildungsförderungs
gesetz (BAföG) erhalten. Der 
monatlich Durchschni tts bei
trag lag bei 403,- DM. 

Berechtigten - gefördert. Hier 
lag der monatliche Durch
schnittsbetrag bei 270,- DM. 
Insgesamt sind in Hessen im 
vergangenen Jahr 166,7 Millio
nen DM für die Ausbildungs
förderung aufgewandt worden. 
Hiervon trägt der Bund 65 Pro
zent, aus Landesmitteln muß
ten daher 58,35 Millionen DM 
aufgebracht werden. 

Geographie 
Dr. Heinrich Lamping wurde 
zum Professor (H 2) ernannt. 

Gremien 

Industrie-, Betriebs- und Or
gänisa tionssoziologie bewilligt. 

Bernhard von Mutius ist aus 
dem Konvent in der Gruppe 
der Studenten, Liste 3, MSB 
Spartakus, ausgetreten. Für 
ihn rückt Renate Hauschild in 
den Konvent nach. 

Benutzung 
von Räumen 

Im Bereich der weiterführen
den allgemeinbildenden und 
beruflichen Schulen ab Klasse 
11, der Fachschulen, Abend
gymnasien und Kollegs wur
den 12554 Schüler und Studen
ten - das sind 20,6 Prozent der 

Im Jahre 1974 werden die Aus
gaben für Ausbildungsförde
rung der Schüler und Studen
ten auf Grund der Anhebung 
der Förderungssätze und Frei
beträge steigen, so daß mit 
Aufwendungen nahe der 200-
Millionen-Grenze zu rechnen 
ist. 

Neue Referenten 
Erzieh ungswissenschaften 
Proi: Dr. Gertrud Beck wurde 
zum Professor (H 3) ernannt. 

Geschichtswissenschaften 
Prof. Dr. Maria Radnoti-Alföl
di wurde · zum Professor (H 4) 
ernanpt. Ihr Fach ist "Hilfs
wissenschaften der Al tertums
kunde sowie Geschichte und 
Kultur -der römischen Provin
zen" .-

Zu Beginn des Sommerseme
sters haben drei neue Referen
ten ihre Arbeit in der Univer
sitätsverwaltung aufgenom
~en: 

In einem Erlaß vom 11. April 
dieses Jahres hat der Hessische 
Kultusminister den Präsiden
ten der Universität Frankfurt 
darauf hingewiesen, daß Räu": 
me mit Fernsprechanschluß 
nur den satzungsgemäß ge
wählten Fachschaften oder den 
studentischen Mitgliedern der 
Fachbereichskonferenzen über
lassen werden dürfen. Ande
deren Studenten können nur 
Räume ohne Fernsprechan
schluß zur Verfügung gestellt 
werden. 

·Fachbereich Phjlosophie . 
Prof. -Werner Becker' hält -VOm 
2~. 5. bis ~9. 5. mehrere vO::r~r~-

Frau Annekatrein Göring, Ko
ordinationsreferentin für Stu
dienberatung (Aufbau der stu
dienberatung an der Universi
tät Frankfurt und Koordina
tion mit der Zentralstelle für 
Studienberatung beim Landes-

Enthaltung von der 
Enthaltung 
"Es gibt keine Enthaltung von 
der Enthaltung." So beantwor
tete Präsident Kantzenbach die 
Frage in der letzten Konvent
sitzung, wie das Verhalten der 
beobachtenden, aber nicht ab
stimmenden Mitglieder der 
"Demokratischen Opposition" 
in den Ständigen Ausschüssen 
und im Konvent rechtlich zu 
beurteilen sei. >Entsprechend 
einem Gutachten der Rechts
abteilung wird die Stimme je
nes im Raume anwesenden 
Mitgliedes, das sich nicht an 
der Abstimmung beteiligt, als 
Enthaltung gewertet. 

Kassel - Der Gründungsbeirat 
der Gesamthochschule Kassel 
hat die Entwürfe zu den ersten 
drei Promotionsordnungen auf
gestellt und dem hessischen 

'hochschulverband in Wiesb-a
den), sowie Dr. Rolf l~ett~~um, 

SPD-Hochschul
betriebsgruppe 
Die SPD-Hochschulbetriebs
gruppe gibt für Interessenten 
folgende Kontakt-Telefon
nummern bekannt: 
K. H. Schindler 37 39 
W. Lakomy 3146 

. Kultusminister zur ' Genehmi
gung vorgelegt. Die Ordnungen 
betreffen die für die Stufen
lehrerausbildung verantwort
lichen Organisationseinheiten 
Gesellschafts- und Erziehungs
wissenschaften, Sprache und 
Literatur sowie Naturwissen
schaften und Mathematik. Die 
bisherigen Promotio.nen in 
Kassel wurden nach der Mar
burger Ordnung abgewickelt. 

Dr. Rolf Lettmann, Annekatrein Göring und Frank Mußmann Fotos: Bopp F. Abb 2819 

Kiel - An der Kieler Univer
sität ist die erste Phase der 
Studienreform mit der Be
standsaufnahme der zur Zeit 
geltenden Studien- und Prü
fungsordnungen abgeS'Chlossen 
worden. Als zweite Phase sol
len jetzt Studienreformkom
missionen eingesetzt werden. 

Zum 1. Juni 1974 wird die Stelle eines 
WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 

- Verg.-Gr. BAT II a - beim "'ehrstuhl für Bürger
liches Recht und Deutsche Rechtsgeschichte 11 frei. 
Der Bewerber muß das erste, möglichst auch das 
zweite juristische Staatsexamen abgelegt haben. Es' 
werden überdurchschnittliche Kenntnisse auf dem Ge
biet der deutschen Rechtsgeschichte und des Privat
rech ts erwartet. 
Der Tätigkeitsbereich umfaßt vor allem Mithilfe bei 
der Vorbereitung rechtshistorischer Veranstaltungen, 
insbesondere der Seminare., Beratung von Seminar
teilnehmern und Doktoranden, die Übernahme von 
vorlesungsbegleitenden Arbeitsgemeinschaften sowie 
Vorkorrektur von Examensarbeiten. 
Die Bereitschaft zur Mitarbeit an rechtshistorischer 
Forschung wird vorausgesetzt. 
Bewerber wollen sich bitte unter Nachweis der gefor
derten Qualifikation im Seminar für Deutsche Rechts
geschichte, Zimmer 408 oder 504 a bis zum 17. Mai 1974 
melden. 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist in der 
Abteilung für Volks- und Betriebswirtschaftliches 
Rechnun~swesen zum 1. Juni 1974 die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN BEDIENSTETEN 
zu besetzen. 
Bewerbungen werden erbeten bis zum 20. Mai 1974 an 
die obengenannte Abteilung. 

Am Romanischen Seminar der Universität Frankfurt 
am Main ist zum 1. Juli 1974 rue Stelle einer 

INSTITUTSSEKRETÄRIN 
zu besetzen. 
Die Vergütung erfolgt nach BAT VI b. Französische 
Sprach kenn tnisse erwünscht. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu 
richten an den geschäftsführenden Direktor des Roma
nischen Seminars, 6 Frankfurt am Main, Gräfstr. 76. 
Ruf: 7 98 / 37 80 App. Prof. Schneider. 

Im Zentrum der Biologischen Chemie - Abteilung für 
Therapeutische Biochemie - ist ab sofo·rt die Stelle 
eines 

BIOLOGEN oder BIOCHEMIKERS (BAT Ha) 
zu besetzen. 
Arbeitsgebiet: Zellbiologie und virologische Unter
suchungen. 
Anforderungen an den Bewerber: Abgeschlossenes 
Studium. Erfahrungen bei der Kultivierung von Säuge
tierzellen sind erwünscht. aber nicht Bedingung. 
Bewerbungen sind zu richten an den Leiter der Ab
teilung für Therapeutische Biochemie, Prof. Dr. A. 
Wacker, 6 Frankfurt am Main 70, Theodor-Stern-Kai 7, 
Telefon: 6301 - 6925. 

Am Didaktischen Zentrum der Universität Frankfurt 
am Main ist die Stelle eines 

WISSENSCH. BEDIENSTETEN (A 13) 
zu besetzen. 
Aufgabenbereich : Mitarbeit in einem Forschungspro
jekt zur Entwicklung eines Studienganges für Lehrer 
der Sekundarstufe I, Fach Poly technik/ Arbeitslehre. 
Mehrjährige Schulerfahrung i,st erwünscht. 
Bewerbungen sind zu richten an: Didaktisches Zen
trum, Projekt Poly technik, Prof. Dr. G. Weismantel, 
6 Frankfurt am Main, Sophienstraße 1-3. 

In der Personalabteilung des Kanzleramts ist ab sofort 
eine Stelle A 9/10 

INSPEKTOR/OBERINSPEKTOR 
für das Sachgebiet Beihilfen, ·Trennungsgeld, Umzugs
kosten, Zuschuß zu Fahrtkosten zu besetzen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis 
zum 15. Mai 1974 erbeten. 

Im Fachbereich Geographie (18) - Geographisches In
stitut, BE KuIturgeographie - der Universität Frank
furt am M::dn ist ab sofort (He Stelle eines 

WISSENSCH. BEDIENSTETEN (BAT IIa) 
zu besetzen. 
Vom Bewerber wird erwartet, daß er Aufgaben im 
Bereich der Organisation, Vorbereitung und Durch
führung der Forschung und Lehre auf dem Gebiet der 
Bevölkerungs- und Siedlungsgeographie sowie der 
Rhein-Mainischen Forschungen übernimmt. Voraus
setzung ist ein Staats- oder Hochschulexamen im Fach 
Geographie einer deutschen Hochschule. 
Bewerbungen f:;jnd mit den übJjchen Unterlagen bis 
zum 14. Mai 1974 zu richten an den Geschäftsführen
den Direktor der BE Kulturgeoe:raphie im Geograohi
sehen Institut der Universität. 6 Frankfurt am Main 1, 
Senckenberganlage 36. Herrn Prof. Dr. G. Kohlhepp. 

Im Seminar für Didaktik der Geschichte ist ab sofort 
die Stpllt> p;npr 

S"F.l{RETÄRIN (BAT VIb) 
zu beset7en. 
Gewünscht werden: Stenographie-, Schreibmaschinen
und Englischkenntnisse zur selbständigen Korrespon
denz mit Entwicklungsländern in Afrika. auf dem Ge
biet der Curriculumforschung, sowie Übersetzungen 
deutschsorachiger Materialien. 
Neben der selbständigen Verwaltung des Sekretariats 
und der Seminarbibliothek sollte sie auch die For
schungs- und Etatmittel wie die Mittel für Tutoren 
und studentische Hilfskräfte verwalten können und 
gutes Organisationstalent besitzen. 
Bewerbungen sind zu richten an das Seminar für 
Didaktik der Geschichte (Geschäftsstelle), 6 Frankfurt 
am Main, Friedrichstraße 47. 

In der Liegenschafts- und technischen Abteilung sind 
zwei Stellen zu besetzen: J • 

eine Ste])e als 
KÜHLTECHNIKER (BAT Vb) 

und eine Stelle als 
MASCHINENMEISTER (BAT Vc) 

Bewerbungen sind zu richten an: Liegenschafts- und . 
technische Abteilung, Gräfstraße 46. 

Im Fachbereich Medizin der Universität Frankfurt, 
Gustav-Embden-Zentrum für biologische Chemie, Abt. 
für Biochemie der Hormone, Theodor-Stern-Kai 7, ist 
ab 1. Juli oder soäter die Stelle einer 

TECHNISCHEN ASSISTENTIN (BATVc) 
zu besetzen. Erforderlich sind Interesse für selbstän
diges experimentelles Arbeiten im Rahmen eines 
molekularbiologischen Forschungsprogramms. 
Bewerbungen sind an die oben angegebene Adresse zu 
richten. Telefonische Auskünfte werden gerne unter 
der Nummer 63 01 - 69 37 oder (69 45) gegeben. 

. Im Fachbereich 9 - Klass. Philologie und Kunstwis
senschaften - ist am Institut für Musikerziehung so
fort dip Stplle eines 

WISSENSCH. BEDJENSTETF.N (BAT Ha) 
nach § 45 HUG zu besetzen. Voraussetzungen für die 
Einstellung: Abgeschlossenes akad. Studium, Kenntnis 
der psychologischen Ansätze in der Musikpäc1a~ogik, 
Befähigung zur Arbeit mit empirischen Methoden. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis 
15. Juni 1974 an den Dekan des Fachbereiches }{"laRs. 
PhiL und Kunstwissenschaften, Frankfurt am Main, 
Gräfstraße 74 zu richten. 

Im Institut für Pharmazeutische Chemie ist zum 1. Juni 
1974 dip Stelle eines 

WISSENSCH. BEDIENSTETEN (BAT Ha) 
gemäß § 45 HUG (70) neu zu besetzen. 
Arbeitsgebiet: Praktikum Pharmazeutische Chemie I 
(präparative organische Chemie) 
Die Bewerber sollten d.as Pharmazeutische Staats
examen abgelegt haben. Bereits gewonnene Unter
richtserfahrungen würden nützlich sein. 
Bewerbungen sind mit den erforderlichen Unterlagen 
(Lebenslauf, Zeugnisse) bis zum 17, Mai 1974 im Sekre
tariat des Instituts für Pharmazeutische Chemie ein
zureichen. 

Im Institut für Meteorologie und Geophysik ist die 
Stelle eines 

TECHNIKERS 
Fachrichtung Elektronik, zu besetzen. 
Vielseitige interessante Tätigkeiten in Geräteentwick
lung, Service, meßtechnische Aufgaben. Planstelle 
Vergütungsgruppe BAT V a. Telefon 7 98 2375. 
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BAKlöstsichEnde 1974 auf 
Die 12. Vollversammlung der 
BAK beschloß' mit einer Betei
ligung und einer Einheitlich
keit, die in keinem der lehten 
Jahre erreicht wurde, mit 
114:4:4 von insgesamt 128 mög
lichen Delegiertenstimmen, die 
BAK als korporative Gesamt
vertretung zum 31. 12. 1974 
aufzulösen. . 
Der einstimmig bestätigte Vor
stand - Stephan Freiger (Kas
sel), Dieter Keiner (Münster) 
und Tilman Westphalen (Osna
brück) - wurde beauftragt, die 
Arbeit bis zum Jahresende 
fortzuführen und den Haushalt 
1974 abzuwickeln. 
Alle Hochschulangehörigen 
sind entsprechend früherer 
BAK -Beschlüsse aufgefordert, 
der Gewerkschaft Erziehung 
um;! Wissenschaft (GEW') bei
zutreten:, sofern sie diesen:: 
Schritt noch nicht vollzogen 
haben. 
Für den medizinischen Bereich 
empfiehlt die VV der BAK den 
Eintritt in die Gewerkschaft 
ÖTV aus der Erkenntnis, daß 
auch in diesem Bereich nur 
eine DGB-Gewerkschaft in der 
Lage ist, die wirtschaftlichen, 
sozialen und rechtlichen Inter-

essen aller öffentlich Bedien
steten des Medizinalbereichs 
zu vertreten. 
Rechtsnachfolger der BAK, 
insbesondere zur Sicherung 
des Namensrechts und der Ur
heberrechte an den Publikatio
nen, ist der "Verein zur Förde
rung der Studienreform", der 
von Gewerkschaftsmitgliedern 
- vorwiegend aus der GEW 
- gegründet worden ist. 
Die Gründer der BAK hatten 
schon in der Satzung vorgese
hen, daß die BAK am 31. 3. 1976 
als aufgelöst gelten sollte, 
"wenn bis zu diesem Zeitpunkt 
die von der VV beschlossenen 
und jährlich zu überprüfenden 
Reformziele für das Hoch
schul- unq Bildungswesen in 
angemessener Weise verwirk
licht sind" {§ 23,2). Das Votum 
wertete die Vollversammlung 
sowohl als Absage an die in 
dieser Satzungsformulierung 
enthaltenen Reformillusionen 
wie als Zusage zur' Unterstüt
zung der Gewerkschaften im 
Kampf für eine Bildungsre
form zugunsten der lohnab
hängig arbeitenden Bevölke
rung mit Ziel, Ausbildungspri
vilegien, die zur Pepetuierung 

-"-

Studium in den USA 
Die bi-nationale Fulbright-Kommission in Deutschland 
schreibt hiermit Stipendien für deutsche Studenten aus, .die ihr 
Studium im Studienjahr 1975/76 an Hochschulen. in den Ver
einigten Staaten von Amerika fortsetzen oder ergänzen wollen. 
.Die St~pendien decken die Reisekosten vom Wohnort in 
Deutschland zum Studienort in den USA und zurück sowie in 
der Regel die mit dem USA-Aufenthalt in Verbindung ste
henden Kosten wie Studiengebühren und Lebensunterhalt. Es 
werden sowohl Vollstipendien aus dem Haushalt der Kommis
sion als auch Stipendien und AssistentensteIlen an amerikani
schen Hochschulen vermittelt; daher kann es im Einzelfall not
wendig sein, Taschengeld und ähnliche ~usgaben teilweise aus 
eigenen Mitteln zu bestreiten. Die ausgeschriebenen Stipen
dien sind für Studien zwecke bereitgestellt, nicht jedoch für eng 
begrenzte, wissenschaftliche Forschungsvorhaben. 

Voraussetzungen zur Teilnahme sind: 
a) Deutsche Staatsangehörig1:ceit; 
b) Gute englische Sprachkenntnisse; 
c) Alter nicht über 35 Jahre; 
d) Reifezeugnis; als . dem uneingeschr:änkten Reifezeugnis 

gleichwertig können betrachtet werden: 
(1) Berechtigung zum Studium an einer Universität (Tech

nischen Hochschule) in der Bundesrepublik einschließ
lich West-Berlin; 

(2) Ernennung zum Meisterschüler an einer Musik- oder 
Kunsthochschule; 

e) Studium von mindestens vier Hochschulsemestern, davon 
mindestens zwei in der Bundesrepublik oder in West
Berlin, zum Zeitpunkt der Abreise (August 1975); 

f) Bewerber, die nach 1970 länger als 3 bis 4 Monate in den 
USA gelebt haben, können bei der Vergabe eines Fulbright
Stipendiums 1975/76 in der Regel nicht berücksichtigt wer
den. 

Die Bewerbung kann in der Zeit vom 
20. April bis 15. Juni 1974 
erfolgen. Die erforderlichen Bewerbun~sunterlagen erhalten 
A. Studenten westdeutscher und Westberliner Hochschulen 
sowie von Kunst- und Musikhochschulen: über das Akademi
sche Auslandsamt der Hochschule, an der sie immatrikuliert 
sind; 
B. Studierende an Pädagogischen Hochschulen od€r Pädagogi
schen Instituten: falls an eine Universität angeschlossen, über 
das Akademische Auslandsamt, falls selbständige Hochschule, 
über das zuständige Kultusministerium; 
Jungakademiker (das heißt Bewerber, die das ordentliche Stu
dium vor oder bis zum 1. Juli 1974 abgeschlossen haben) kön
nen im Rahmen des Fulbright-Programms nicht berücksichtigt 
werden. Verwiesen wird für diesen Personenkreis auf die Sti
pendienausschreibungen des Deutschen Akademischen Aus
tauschdienstes (über das Akademische Auslandsamt der zuletzt 
besuchten deutschen Hochschule), die auch andere Stipendien
möglichkeiten für diesen Personenkreis beschreiben. 
Die ausgefüllten Bewerbungsunterlagen müssen bis spätestens 
15. Juni 1974 wieder bei den Stellen eingereicht werden, von 
denen sie ausgegeben wurden. Nach einer Vorauswahl an den 
deutschen Hochschulen wird die Fulbright-Kommission durch 
ihren Zentralen Auswahlausschuß im Einvernehmen mit dem 
Board of Foreign Scholarships in Washington eine Auswahl 
unter den vorgeschlagenen Bewerbern treffen. 
Das deutsch-amerikanische Fulbright-Programm wird von 
beiden beteiligten Regierungen gemeinsam getragen. Die Ab
reise nach den Vereinigten Staaten wird in der Regel nicht vor 
dem 1. August 1975 stattfinden. 

gesellschaftlicher Ungleichheit 
'beitragen, ' abzubauen und da
mit Bildungspolitik als Teil der 
Gesellschaftspolitik und nicht 
als Hebel zur Durchsetzung 
gruppenständischer Interessen 
zu begreifen. 
Gleichzeitig soll die Entschei
dung eine Antwort auf das 

. "Anti-Mitbest~mmungsurteil" 
des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. 5. 1973 sein. Spätestens 

. mit diesem Urteil wurde nach 
Ansicht der BAK ihre ur
sprüngliche Position unmög-

. lieh gemacht, zwischen Grup
pen zu vermitteln und alle 
Gruppen gleichberechtigt an 
den sie betreffenden Reformen 
zu beteiligen, denn das Karls
ruher Urteil entbinde die gro
ße Mehrheit der Hochschulleh
rer von der Verpflichtung zum 
Konsens in der Reform von 
Forschung und Lehre durch 
die Garantie eindeutiger 
Mehrheiten in den Entschei
dungsgremien. 

Rechtswidriger, 
Eingriff 
Als rechtswidrigen Eingriff in 
das Selbstverwaltungsrecht 
der Universität hat der Präsi
dent der Marburger Universi
tät den Erlaß- des Hessischen 
Kultusministers vom 3. April 
1974 bezeichn€t, wonach der 
Verkauf von Druckschriften in 
der ' Universität nicht erlaubt 
ist. Präsident Zingel hat gegen 
diesen Erlaß Anfechtungsklage 
beim Verwaltungsgericht Kas
sel erhoben. Nach Auffassung 
des Präsidenten wäre es Auf
gabe des Konvents, den Ver
kauf oder das kostenlose Ver
teilen von Druckschriften in 
der Satzung oder in der Haus
ordnung zu regeln. Solange 
dies nicht geschieht, gehöre es 
zum Hausrecht des Präsiden
ten, entsprechende Regelungen 
zu treffen. Dies hat inzwischen 
der Marburger Präsident ge
tan. 
Danach ist erlaubt: 
- Flugblätter von Angehöri
gen ·der Universität, die formal · 
und inhaltlich gesetzlichen Be
stimmungen nicht widerspre
chen, ohne Genehmigung zu 
verteilen, 
- Zeitungen, die vop Gruppen 
oder Organen der Hochschule 
herausgegeben werden, ko
stenlos oder gegen Entgeld 
ohne Genehmigung zu verbrei
ten, 
- Büchertische nur nach vor
heriger Genehmigung aufzu
stellen. 

Das häßliche Loch neben dem Campus ist · zu einer Müllgrube 
geworden. Wo im nächsten Jahr mit den Bauarbeiten für ein 
Sozialzentrum der Unive.rsität begonnen. werden, soll, liegen heute 
alte Autos, kaputte HaushaItsgegenstände ,und sehr viel Papier. 
Für Kinder ist die Grube ein verlockender Spielplatz geworden, 
auf dem es sich so schön mit Feuer spielen läßt. Wenn aber der 
schwarze Rauch bis zu den Räumen der Redaktion im zehnten 
Stock des Juridicums .reicht" sieht .es schon bedenklich aus. Als 
der Fotograf dieses Bild aufnahm, war das Feuer schon fast 
gelöscht. Foto: Heisig 

Integriertes Studium 
Die Präsidenten der Universi
tät und der Fachhochschul€ in . 
Hamburg haben eine Verwal-

. tungsvereinbarung unterzeich
net, die die Grundlage für 
hochschulübergreifende (inte
grierte) Studiengänge in der 
Fachhochschule und der Uni
versität bildet. Diese Vereinba
rung ist die erste ihrer Art 
zwischen beiden Hochschulen. 
In einer Mitteilung der Hoch
schule hieß es, sie sei ein be
deutender Schritt auf dem 
Wege zur "Hochschule Ham
burg" und habe damit Modell
charakter· 

Zur Organisation integrierter 
Studiengänge s.etzen der Ver
einbarung zufolge die beteilig
ten Fachbereichsräte der 
Hochschulen jeweils einen 

Ausschuß mit Entscheidungs
befugnissen ein, die beide als 
"Gemeinsamer Ausschuß" zu
sammentreten und sich auch 
nur gemeinsam mit den Ange
legenheiten des integrierten 
Studienganges befassen. Zu 

. diesen Angelegenheiten gehö
ren insbesondere die begleiten
de Auswertung und Fortent
wicklung des Studienganges 
(Studienplan, Studien-, und 
Prüfungsordnung), die Pla
nung der Lehrveranstaltungen, 
die Erarbeitung von Vorschlä
gen für die Einsetzung von· 
Prüfungs- und Berufungsaus
schüssen sowie schließlich die 
Beantragung und Verteilung 
der zugewiesenen Sachmittel. 

Verfahren eingestellt 

Auf der Grundlage der Verein
barung soll als erste Maßnah
me ein integrierter - Studien
gang "Wirtschaftsingenieur" 
eingerichtet werden. In einem 
achtsemestrigen Studiengang 
sollen dabei die Studenten zu 
Diplom-Wirtschaftsingenieu'
ren ausgebildet werden. Betei
ligt an diesem Studiengang 
sind der Fachbereich Organi-Die Staatsanwaltschaft beim 

Landgericht Frankfurt hat die 
Ermittlungsverfahren gegen 
sechs Tutoren, die im vergan
genen Wintersemester dem 
Wirtschaftswissenschaftler 
Prof. Gäbler zugeordnet wa
ren, eingestellt. Das Verfahren 
lief wegen versuchter Nöti
gung in der Vorlesung am 10.1. 
1974. 
In der Begründung für die Ein
stellung führt die Staatsan
waltschaft an, die Androhung 
der Tutoren gegenüber Prof. 
Gäbler, sie würden ihre Arbeit 
sofort niederlegen, wenn er ge
gen einen störenden Studenten 
Strafanzeige erstatten würde, 
sei versuchte Nötigung. Denn 
ohne die Mitarbeit und Unter
stützung der Tutoren konnte 
Prof. Gäbler seine Vorlesung 
nicht fortsetzen. Deshalb sei . 

Prof. Gäblers Lehrfreiheit be
einträchtigt gewesen. Ein 
Recht zur Arbeitsniederle
gung und ein Anspruch auf 
Unterlassung der beabsichtig
ten Strafanzeige habe den Tu
toren nicht zugestanden. 
Dennoch kam die Staa tsan
waltschaft zu dem Schluß, daß 
kein öffentliches Interesse an 
der Weiterverfolgung besteht. 
Denn es war zu berücksichti
gen, "daß die große Gefahr 
besteht, der Tutorenkonflikt 
werde erneut aufleben, sobald 
die Tutoren als Beschuldigte 
vernommen werden würden. 
Damit könnte der ,Lehr- und 
Lernfrieden' an der Universi
tät erneut in erheblicher Weise 
gestört werden." Diese nicht 
fernliegende Folge liege offen
bar weder im Interesse der 
Universität noch im öffentli
chen Interesse. 

Betriebsausflug 
Das· Kanzleramt unter
nimmt am Freitag, dem 17. 
Mai, seinen diesjährigen 
Betriebsausflug. Die Dienst
stelle bleibt an diesem Tag 
geschlossen. 

sations- und Verfahrenstech
nik der Fachhochschule und 
der Fachbereich Wirtschafts
wissenschaften der Universität 
Hamburg, Beide Hochschulen 
sollen sich · darum bemühen, 
die Voraussetzungen für den 
Beginn dieses neuen Studien
ganges noch im Som.merseme
ster dieses Jahres zu schaffen. 
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frankfurter studentenkino 
, jügelstraße 1, studentenhaus festsaal im ersten stoCk 

beginn: 13.45 uhr, 16.15 uhr, 20.15 uhr 

studenten, schüler, lehrlinge 2,50 dm 
', ~ndere gäste 3,QO d~, l.'. öl. 

MittwoCh, 15. Mai 1974 
' Sie möchten Giganten sein (Sometimes ,a gre~t notion) 
, Regie: Paul Newman. USA 1~7Q. Darstell.er; Paul Newman, Henry 
F.0nda, Lee Remick 

, J)onl1erstag, 16. Mai 1974 
Die Legende vom Ki,ler :(om (Erstaufführung) 
Regie;,$tuart Miller. USA :1971. Darsteller: Richard Widmark, 
Fr~?eric F0rrest 

Dienstag, 21. -Mai 1974 

Andy WarhQls Frankenstein 
Regie: Paul Morrissey. ItaHen 1973. Darsteller: Joe D:allesandro, 
Udo Kier , . 

Mittwoch, 22. Mai 1974 

Die drei Musketiere ' 
Regie: George Sidney. USA 1948. Darsteller: G,ene Kelly, , , . 
Lana Turner, June Allyson, Van Heflin 

Donnerstag, 23, Mai 19~4 
~ov:e Story '. . 
,Regie: Arthur Hiller. USA 1~69, Darsteller\~\i MacGraw, 
Ryan O'Neal, Ray Milland 

Dienstag, 28. Mai. 1974. 

ehe! 
Regie..: .Riqhl1rg .FI,eis,cher. ,USA ,1.96.9.-Darsteller: Omar Sharif, 
Jack Palance ' 

j t \,,1'-- ,I 

Mittwoch, 29. Mai 1974 ' 

Die Verdflmm,ell (~a ~aduta degli Dei) 
Re'gie': Luchinb Xiss(;mtj. lf~"~o 1~§'~. !?ars!e~ler: Helmut Berger. 
DirKBogarde, Ingrid Tb.uJrn .\, .' ,', c' ,)' ,,; 

Donnerst~g,. 30. Mai 1974 . 

Schlacht um Aigier (La Battaglia di Algeri) 
A~giE:t: ~mo Pont~?OrVQf It~t!~n!~l,gerien ~91~51, v"~ ,:" ~,' .~L 
Mittwoch, 5. Juni 1974 

In c;ler Hö!le ist der Teufel los (Heliz~poppin) 
(\tViederaufführl;llJg,) ~ 
Regle: M. 1ft Potter. ~SA,,,,1941, , Dar.steller: Chic Johnsq/A, Oie Olsen. 
~p.rthai' f;laye, Jane Frazee 

Donnerstag, 6. Juni 1974 

Shaft. /\.' 
Regie:' Gordon Parks. USA 1970,. Darsteller: Richard Roundtree, 
Moses Gunn, Charles Cioffi ,. ' 

Oienstag, 11. Jun! 1974 

Die groBe Masche (Erstaufführung) 
Regie: Jean Yanne. Frankr-eich 1972. Darsteller: Jean Yanne, 
Marina Vlady, Bernard Blier . 

Mittwoch, 12. Juni 1974 

Performance 
Regie: f'.:Iicholas Roeg/Donald Cammel\. England 1969 .. Darsteller: 
Mick Jagger, James fOX, Anita Pallenberg 

Qienstag, 18. Juni 1974 

Die drei Musketiere · 
Regie: Richard Lester. Frankreich/Panama 1973. Darsteller: 
Michael York, Oliver ,Reed, Raquel Welch, Faye Dunaway, 

. Geraldine Chaplin, Jean-Pierre Cassell 

Mittwoch, 19. Juni 1974 

Vier schräge Vögel (The Hot Rock) Erstaufführung 
Regie: Peter Yates. USA 1971. Darsteller: Robert Redford, 
George Segal 

Donnerstag, 20. Juni 1974 

Ein Fremder ohne Namen (High Plains Drifter) 
Regie: Clint Eastwood. USA 1972. Darsteller: Clint Eastwood, 
Verna Bloom 

Dienstag, 25. Juni 1974 

Das Arrangement 
Regie:' Elia Kazan. USA 1969. Darsteller: Kirk Douglas, 
Faye Dunaway, Deborah Kerr 

Mittwoch, 26. Juni 1974 

Das Milliarden-Dollar-Gehirn 
Regie: Ken Russei!. England 1967. Darsteller: Michael Caine, 
Karl Maiden, Francoise Dorleac 

Donnerstag, 27. Juni 1974 

Wunschkonzert für einen Toten (Play Mnsty for Me) 
Regie: Clint Eastwood. USA 1970. Darsteller: Clint Eastwood, 
Jessica Walter, Donna Mills, Donald Siegel 

UNI-REPORT 

Studieren ist . MännerSache 
Mädchen sind im Bildungswe
sen immer' noch benachteiligt. 
Das wird erneut durch ,el'ne 
Statistik bestatigt, ' «lie/\\' 4~s 
Bundeswissenschaftsministe:
rium in Bonn veröffentiiehte. 
Studieren 'ist danach immer 

in der DDR deutlich rascher 
verlaufen .ist: ' Der Anteil der 

, ,Stude'ntinnen . wuchs in der 
i DDR. von 26,1 · v. H. im Jahre 

1965 aUD ' 4tl,2 ' v. H. im Jahre 

Jahre 1965 auf 33,8 v. H. 'im 
, Jahre 1972. Gegenwärtig 
: wächst , die ,Zahl . der Studen

tinnen in der Bundesrepublik 
, Deutschland mit jährlich 19 
v. H. deutlich rascher als in der 
DDR mit dort jährlich 13 v.'H. 

, noch ' Männersache: nur ein 
-' Drittel aller Studenten in der 
BundesrepuJ)Uk ist weiblich. 

, 19n,in ' der Bundesrepubllk 
, Deutschland von 27,3 ~. H.)m 

Fast 11 v. H~' der jungen Bürger 
der Bundesrepublik im Alter 
von 19 bis unter 26 Jahren : ab
solvieren 1974 ein Studium an 

"wissenschaftlichen '1Iochsch,u
len, pädagogischen Hochsdlu
len oder . KunsthochschUlen. 
1972 waren es erst gut '9v; 'iI. 
Während die Zahl der' Stude'il-

. ten an diesen Hochschule~, ~n 
der Bundesreptiblik i Deutsch
land zu Beginn der"70er' Ja::p.'re 
'jährlich' 'tim 13,5 v. H. anwuchs, ! 

1 stieg die Studentenzahl in der 
, DDR nur {um jährlich ' 5,4: V: H. 
·.'Inlder DDR'ist die 'Wachstums
\rate der Studentenzahl damit 
gegenüber den 60 er Jahren na
hezu unverändert ·geblieben"in 
Ider' BundesrepubLik I Deutsch
land hat sie sich verdoppelt. 
Die DDR hatte jedoch' in ,.den 
60er Jahren einen um etwa ein 
:Drittel höheren ,Anteil der Stw-, 
4~nten , an der gleichaltrigen 
Bevölkerung als die Bundesre
pub.iik. peutschland, gie erst 
jetzt gleichgezogen hat (aus 
'Gründen der Vergleichbarkeit 
sind die Studenten an Fach
Ihochschulen in den Angaben 
,für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht berücksich
tigt). 
In beiden Staaten in Deutsch
,land gipt es ,sehr "vjeL \ ,mehr 
StuäenteJ;l a~sJ3j;upentinnenJ'fIn 

'der DDR , studierten ,19·'i2fast 
12'v. H." aller Mävner in;l1 ' Alter 
yon, ,19 bfs un.ter. 26 Jahren, 
,aqer ;I}.U;Ii\8,7 v. H. al1er, Frauen. 
, tn, deli B~ndesrepublik 
Deutschl91pd waren es' 12,2 v. H. 
d~r lVlä~~er u~d 6,5 ,v.<H. , der 
Frauen. In -, peiden , Stq.at.en' 
~ächst Jedoch die Zahl .' der 
wEübIicheh, Stud~nten, '-schnel,.,. 
ier als, 'die Gesamtzahl der StUI:' 
~entkn, " ~enn auch der ,PFOZeß 
I" 

:" i!· 

Leserbriefe . 
SteJ.i~gn~hme "'der 111g-jung~ 
demokraten ,zum Erge1Jnis 4e,r 
26. ordentlich.en VQS-Mitgliei 
der~ers!lmmlung . ...', ,; ," 
Nach insgesamtneuntägigen 
pausenlosen Verhandlungen 
kam es in den letzten April
t'agen endlich zu einer Einigung, 
im VDS. 
Im Verlauf der Verhandlungen; 
an denen auch die Liberale ' 
Hochschulgruppe/Frankfurt/M. 
Anteil hatte, wurde deutlicli~ 
daß die beiden Blöcke SHBI 
Spartacus einerseits und Juso
Hochschulgruppen andererseits 
wegen ihrer ideologischen Dif
ferenzen nicht aus sich heraus 
zu einer Einigung in der Lage 
sein würden. 
Damit gewann die integrative 
Rolle, die der Liberale Hoch
schulverband (LHV) bei den 
Verhandlungen spielte, eine 
besondere Bedeutung. Seine 
Bemühungen schlugen . sich 
.schließlich in einem gemein
samen Aktionsprogramm nie
der, das von allen vier Gruppen 
getragen wird und in das alle 
wichtigen Forderungen des 
LHV eingearbeitet wurden. 
Mit der neuen Politik im VDS 
auf der Grundlage des verab
schiedeten Programmes wird 
nach Meinung der lhg-jung
demokraten eine Wende in der 
Politik des studentischen Dach
verbandes eingeleitet werden. 
Das Bündnis der demokrati
schen Linken, wie es in Bonn 
schließlich erzielt wurde, könn
te auch für Frankfurt eine Si
gnalwirkung haben ... 

Harald Dörig 

Studierende in v. H. dei" gleichaltrigen ,Be;völkerungr 
(19 bis unter 26 'JahrE:!) , . . "I • 

, I .. I -! 

.!.; 

" 

Anteil Anteil der' 

Jahr Studier'ende der Studenten Studentinnen 
, , ~ iI),sgesam t an der männl. an-der, weibl. . 

Bevölkerung Bevölkerung 
·DDR I BRD *), DDRIBRD *) DDR IBRD *) 

" 
f. ( 

,1961 .t' 518 4,1 8,8 5,8 3,1 2,3 
' 196~ 

~, 

, 6,ij 5,~ 9,7 , 7,1 ;3,4 .2,9 
1~65 7,1 5,2 10;3 7,5 ' .3:7 l 3,d ' 

, 1966 7;5 6,0 10;8 ' 8,5 ",'l,l 3,4' 
. : 1967 8,0, 6,5 11,2 9,1 . 4,7 . 3,8 

J968 8,3 6,8 ' 1-, ~J 11,2 . 9,4: . 5,4 . 4,1 
9,1 7,1 11,8 9'16 6,3 . ' 4,3 

~O,O t' 7,9 12,6 . 10,6 -l 7.,3 5,0 . -
' 1971 11,01' 0"'8,'4 1~,5 , Jl.,~ 8;4 5,5 

,~,~ 1972 ~O,3 11,9 , 12,2 8,7 6,5 
1973 ' 10,2 
197~, 10,8 

*) ohne Fachhochschulen 

.~ , I 

EiriigUogim VDS 
versammlung auch bei der 
'Vorstandswahl, -elle ' zudem 

. noch unter Zeitdru21t stand, ·e1.
nen , heftigen Machtkampf der 
linken Gruppen überstehen. 
Die ( Juso-Hochschulgruppeh 
hatterl zunächst ' -darauf ge
drängt, delB 'dem Vorstand zwei 
ihrer Mitgliede:r ' " angehören~ 
neben je einem ' Vettreter deS 
SHB, des Spartakusund des 
LHV. Diese Positioh <-' konnte'n 
siE! ' allerdings 'IiichtJh-alteil. Der 
neUen '/O'\7:DS-Spitze ' gerhören 
jeweils ein Vertreter dieser 
vier Gruppen an. Es sind Die-

Nach insgesamt mehr als zehn
\tägtgen Beratungen konnte der 
iV erband Deutscher" Studenten
schaften (VDS) _ seine 26. Mit';' 
gliederversammlung am 
30. April trotz anhaltender 
Meinungsverschied.enheiten 
zwischen den linken Gr.uppen 
zu einem Ende führen; Nach 
h~,f:tigem Tauziehen zwischert 
de;n .. Jusp-Hochsch'tilgruppen; 
deII\ Sozialistischen: ' Hoch
schulbund (SUB), dem :kommu"
J4}ist~sche.n. Spa:r:takus' und" äem 
Liberalen Hochschulverband 
(LHV) wurde ein neueß Akti-
0nsprogramm mit der Meht-' 
h~it der DelgiertenstiPlmEm 
diesen- Gruppen verabsGhiedet 
und ein neuer Vorstand ge
wählt. ' Die erste Runde der 
Mitgliederversammlung war 
äm t1. März ergebnislos abge
brochen :worden; da "·sioh :diese 
vier Gruppen noch nicht auf 
ein Aktionsprogramm 'hatten 
~erständigen könnenI'" Zum 
Auftäkt der zweiten, zunächst 
quf ßrei Tage angesetzten, spä
ter jedoch auf fünf Tage aus- ' 
ged~hnten Runde betonten die 
Sprecher dieser Gruppen zwar, 
daß ~~ eine "Ch~n,ce zur Eini
gung" gebe, doch dies~ " stellte 
sich erst in mehreren 'hachtli
chen Fraktionssitzungen au
ßerhalp der eigeI1;tlich;eI} Ple
narsitzung ein u,n4 dann auch 
nur in' der Gestalt eines ,,,Mini
malkonsenses" . 

, ter Eitel ~Juso-HOchschulgrup
pen, 'UniverSität' Hohenheim), 
Clalis Fischer (Sp~rtakus, Uni
versität München), Peter Lö
wen (SHB, Universität Mar
burg) und Heinz-Hermann 
Störk '(LHV, Universität Saar-, 
brücken). l 

Trotz der Meinungsunterschie
de wird in dem Aktionspro
gramm die Notwendigkeit ei
nes "starken überregiönalen" 
Dachverbandes des Studenten 
betont. Schwerpunkte der Ak
tionen sollen der Kampf gegen 
das, Hochschulrahmengesetz, 
für eine besere Ausbildungs
förderung und eine baldige 
Studienreform sein. Der Be
griff von der "Aktionseinheit" 
mit Kommunisten taucht in 
dem Programm direkt nicht 
auf. Die Jusos hatten es abge
lehnt sich auf eine "prinzipiel
le" Aktionseinheit festlegen zu 
lassen. Wie sie betonten, kom
me sie bei jeweiligen politi
schen Notwendigkeiten in Be
tracht. Im Falle des VDS wur
de betont, hier habe es einen 
"Einigungszwang aller fort
schrittlichen Kräfte" gegeben. 
Ähnlich wie beim Aktionspro
gramm mußte die Mitglieder-

In einer gemeinsamen Pres-: 
seerklärung wird das Thema: 
Wiederförderung durch den, 
,Bund'· ..... sie war \ 1969 .'einge-
stellt ~worden - ,aufgegriffen . . 
Die Aufgaben, die der VDS im 
kommenden Jahr habe, seien 
ohne finanzelle Unterstützung 
aus dem Bundesjugendplan 
nicht in dem erforderlichen 
Umfange zu bewältigen, heißt 
es. Daher würden sich der VDS 
und die in ihm zusammenge
,schlossenen Studentenschaften 
entschieden für eine Wieder
förderung einsetzen. Gleichzei
tig kündigte der VDS-Vorstand 
ein verstärktes Bemühen um 

. einen Zusammenschluß mit 
dem Verband der Fachhoch
schulstudenten (SVI) an. Man 
sei bestrebt, bis April 1975 bei
de Verbände zu einem einheit
lichen Dachverband aller stu
denten in der Bundesrepublik 
zusammenzuführen. 

Aufgespießt 
Es ist guter Brauch, im Flug
blatt an hervorgehobener Stelle 
die Empfänger zu ermahnen. 
das Blatt - "nehmt Rücksicht 
auf die Putzfrauen" - nicht 
auf den Fußboden, sondern in 
die Abfallkörbe zu werfen. 
Aus einer Regelung zur Ver
breitung von Druckschriften an 
der Universität Marburg. 
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